
Schweiz hat 
raufgestuhlt
Wieder Teil-Lockdown. Die 
Nachbarländer sind klar 
strenger und entschädigen 
die Betroffenen viel besser. 
Was Sie jetzt wissen 
 müssen.  Seiten 8, 9 und 14 – 15

Beppi-Milliardäre gegen
Mindestlohn von 21 Franken 
Basler Mindestlohn hat gute Chancen. 
Jetzt dreht der «Daig» durch.  Seite 2

Weltweit alle impfen ist günstig
Für nur 6 Milliarden könnten alle Menschen 
gegen Corona geimpft werden.  Seite 4 
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Trump
ist weg ...

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.

Christiane Brunner: Ihre Nichtwahl war ein Frauen-Fanal.  Seite 13

... der Trumpismus bleibt.
Auch in der Schweiz. Seiten 10 – 11

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.
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WEG IST WEG
Weg ist weg, immerhin! Endlich 
hat Twitter dem orangen Irren 
den Stecker gezogen. Und damit 
auch demonstriert, wer in den 
USA wirklich das Sagen hat. 
Nicht nur dort: Twitter, Google, 
Facebook & Co. regieren die Welt. 
Aber immerhin: Endlich ist 
Donald Trump stillgelegt. Als das 
Grossmaul am 6. Januar 2017 den 
Thron im Weissen Haus bestieg, 
zeichnete ihn der Schweizer Kari-
katurist Chapatte vor zwei roten 

Knöpfen 
sitzend. Der 
eine war 
angeschrie-
ben mit 

«Twitter». Der andere mit «Nuke», 
Atombombe. Diese Bombe hat der 
Bombenleger in seiner Amtszeit 
nicht gezündet. Dafür taumeln 
die Staaten jetzt am Abgrund 
eines Bürgerkriegs. Der Putsch-
versuch der Trump-Hörigen am 
Dreikönigstag hat’s dramatisch 
vor Augen geführt. Die alten 
(Sezessions-)Geister, die der Präsi-
dent rief, wird Washington DC 
nun so schnell nicht mehr los. 
Also Obacht, hey, Joe! (Biden) und 
Kamala Harris: Es wird windig.

UNGLEICHHEIT. Weg ist weg, 
immerhin! Doch das Ende 
von Trump ist noch lange nicht 
das Ende des Trumpismus. Das 
zeigt work-Autor Oliver Fahrni 
in seiner fulminanten Analyse 
im work-Dossier (Seite 11). Denn 
Trump ist die Vergangenheit der 
Republikanischen Partei und 
ihre Zukunft. «Seine Linie war 
und bleibt die Leitschnur 
der Partei: weisse Vorherrschaft, 
Abbau der sozialen Sicherheit, 
Steuersenkungen für Reiche und 
Konzerne, Ausschluss afroameri-
kanischer und hispanischstäm-
miger US-Amerikanerinnen und 
-Amerikaner von den Wahllisten, 
Kritik der Demokratie, militari-
sierte Grenzen, Unterdrückung 
sozialer Bewegungen und Natio-
nalismus.» So was hinterlässt 
Spuren. So was macht weh. «Die 
USA leiden unter einer schweren 
Krankheit», sagt Amerika-Exper-
tin Sylvie Laurent: der Ungleich-
heit. Was es jetzt brauche, seien 
Umverteilung und Reformen. 
Also Obacht, hey, Kamala! und 
Joe: Es wird ernst. 

TRUMP & BLOCHER. Die USA 
sind nicht die Schweiz. Aber auch 
hier grassiert der Trumpismus. 
 Christoph Blocher ist zwar nicht 
Donald Trump, aber … da sind 
mehr als Ähnlichkeiten. Der 
Wille zur Macht. Die Verachtung 
der Institutionen. Die Lügen und 
die Wut. Nachzulesen im erhel-
lenden Polit-Psychogramm von 
work-Autor Clemens Studer auf 
Seite 10. Und auch für Blocher 
gilt: Weg (aus dem Bundeshaus) 
ist weg, immerhin!

 workedito
Marie-Josée Kuhn

Ob in der EU oder in Grossbritannien: 
Konservative setzen auf Mindestlöhne
Innovative Ideen und schlagende 
Argumente sucht man bei den 
Basler Rechtsparteien derzeit ver-
gebens. Um einen fairen Mindest-
lohn zu verhindern, greifen sie zu 
altbackener Rhetorik und malen 
den roten Teufel an die Wand 
(siehe oben). Andere Bürgerliche 
sind da schon wesentlich weiter. 
Etwa der britische Premier Boris 

Johnson. Seine konservative Tory-
Partei war stets gegen gesetzliche 
Lohnuntergrenzen – bis sie 1998 
Realität wurden. Heute sagt John-
son: «Mindestlöhne ergeben öko-
nomisch Sinn.» Zum gleichen 
Schluss kam die konservative 

deutsche CDU-Frau 
Ursula von der 
Leyen. Als frisch-
gebackene Prä-
sidentin der 
EU-Kommis-
sion sagte sie 
2019: «Inner-
halb der ers-
ten 100 Tage 
meiner Amts-
zeit werde ich 
ein Rechtsinstru-
ment vorschla-
gen, mit dem si-
chergestellt wer-
den soll, dass jeder Arbeitnehmer 
in unserer Union einen gerechten 
Mindestlohn erhält.» Von der 
Leyen lieferte. Künftig soll der 
Mindestlohn in jedem EU-Land 
60 Prozent des jeweiligen mittle-
ren Lohnniveaus betragen. Dann 
kam die Coronakrise, und viele 

sahen von der Leyens 
Vorhaben geschei-

tert. Doch die 
CDUlerin hält 
an ihrem Ziel 
fest und stell-
te Ende 2020 
klar: «Ange-
messene Min-
destlöhne sind 

ein wichtiges Sig-
nal, dass die Würde 

der Arbeit 
auch in Kri-
senzeiten un-
antastbar sein 

muss.» Zuvor schon hatte sich 
ihre Parteikollegin Annegret 
Kramp-Karrenbauer gegen Unter-
nehmerverbände gewehrt. Diese 
forderten eine Einfrierung oder 
gar Absenkung des deutschen 
Mindestlohns. Dieser beträgt 
9 Euro 50. Auch US-Präsident Joe 

Biden setzt in seinem jüngst prä-
sentierten Wiederaufbauplan auf 
den Mindestlohn. Biden will ihn 
landesweit auf 15 Dollar verdop-
peln und so das von Trump und 
Corona gebeutelte Land kurieren.

DIE BESTE WAFFE. Biden, die CDU 
und die britischen Tories – sie ha-
ben die arbeitsmarkt- und sozial-
politische Bedeutung gesetzli-
cher Lohnuntergrenzen erkannt. 
Dass sie keine sozialistischen Ab-
sichten hegen, dürften selbst die 
Basler Rechtsparteien begreifen. 
Falls nicht, hilft womöglich der 
Blick nach Frankreich. Dort trat 
das «Salaire minimum» bereits 
1950 in Kraft, wozu der dama-
lige Ministerpräsident René 
 Pleven stolz erklärte: «Der Min-
destlohn ist die beste Waffe ge-
gen die Ausbreitung des Kom-
munismus.» (jok)

Sie tun alles, um einen Mindestlohn von 23 Franken zu verhindern: 

Beppi-Bonzen bocken
Im Basler Wirtschafts-
Establishment liegen 
die Nerven blank, weil 
der Stadtkanton einen 
Mindestlohn einführen 
könnte. Nun schreit es 
schon: Kommunismus!
JONAS KOMPOSCH

Wenn die Stimmberechtigten es 
wollen, wird Basel-Stadt bald zum 
Pionierkanton und wird den ers-
ten gesetzlichen Mindestlohn der 
Deutschschweiz einführen. 23 oder 
21 Franken pro Stunde soll er betra-
gen. Ersteres fordert eine Initiative 
von Gewerkschaften und Links-
parteien. Zweiteres sieht ein Gegen-
vorschlag vor, den das Basler 
Kantons parlament am 13. Januar 
beschlossen hat. Dies mit viel Ach 
und Krach. Denn die rechte Rats-
mehrheit von SVP bis GLP ist aus 
Prinzip gegen jede gesetzliche Lohn-
untergrenze. 

Doch zehn abtrünnige Bürger-
liche verfolgten eine andere Strate-
gie. Sie befanden, Mindestlöhne 
seien momentan derart beliebt, 
dass Fundamentalopposition un-
klug sei. Zur Sabotage des Gewerk-
schaftsvorschlags eigne sich daher 
ein Gegenvorschlag mit einem Min-
destlöhnli und diversen Ausnahme-
regelungen besser. Mit den Stim-
men dieser Abweichler und jener 
der Linken, die aus taktischen Grün-
den für beide Vorlagen votierten, 
kam der Gegenvorschlag schliess-
lich durch. Und ein Mindestlohn da-
mit ein gutes Stück näher. Deshalb 
liegen beim Basler Wirtschaftsesta-
blishment die Nerven blank.

SCHNEIDER POLTERT
Zum Beispiel bei CVP-Nationalrätin 
Elisabeth Schneider-Schneiter. Auf 
Twitter empörte sie sich: «Während 
der Bundesrat den Lockdown ver-
kündet, beschliesst das Basler Parla-
ment Mindestlöhne.» Das ist zwar 
Humbug – nur die Stimmbevölke-
rung kann den Mindestlohn der-
einst beschliessen – doch was küm-
mert das die Juristin? Lieber poltert 
sie: «Wer soll das bezahlen?» Ein 
 anderer Twitterer weiss Rat: «Sie 
könnten doch mit gutem Beispiel 
vorangehen, sich mit 21 Franken be-
gnügen und allen zeigen: Hey Leute, 
das reicht völlig zum Leben!» Ant-
wort: «Und meine Steuerrechnung 
bezahlen Sie?» Konter: «Bei 21 Fran-

ken Stundenlohn werden Sie keine 
Steuern bezahlen müssen.» Darauf 
die Nationalrätin lapidar: «Eben.» 
So viel zur volkswirtschaftlichen Lo-
gik Schneider-Schneiters, die nota-
bene die Handelskammer beider 
 Basel präsidiert und bei Economie-
suisse im Vorstand sitzt, beim gröss-
ten Lobbyverband des helvetischen 
Unternehmertums. 

KLAGELIED DER CEO
Auch bei anderen brannten die 
 Sicherungen durch. Bei Andreas 
Burckhardt etwa, seinerseits Ver-
waltungsratspräsident des Bâloise-
Versicherungskonzerns, nebenbei 
Vorstandsmitglied von Economie-
suisse und des Basler Arbeitgeber-
verbands. Er verriet dem Radio SRF, 
dass Mindestlöhne «Staatswirt-

schaft» seien. Und dass eine solche 
nur «ans Ende» führen könne, was 
man ja «in der DDR gesehen» habe. 

Und überhaupt – Gewerkschaftsin-
itiative und Gegenvorschlag seien 
«eine Wahl zwischen Pest und Cho-
lera». So jammert einer, dessen Jah-
reslohn eine Million übersteigt und 
dessen Familie seit Jahrhunderten 
zu den reichsten und einfl ussreichs-
ten der Stadt gehört. Schon am 8. Ja-
nuar hatte Burckhardt versucht, die 
Parlamentsmitglieder per Bittbrief 
zu überzeugen. Jedes Mindestlohn-
gesetz sei abzulehnen, da es «unser 

erfolgreiches sozialpartnerschaft-
liches System» gefährde und eine 
«besorgniserregende Entwicklung» 
in Gang setze. Mitunterzeichnet 
hatten den Brief die CEO der Werk-
zeugfabrik Burckhardt of Switzer-
land AG, des Architekturbüros Her-
zog & de  Meuron, der Privatklinik 
Merian Iselin, des Hafenlogistikers 
Ultra-Brag, des Tabakkonzerns Oet-
tinger Davidoff AG sowie der Perso-
nalchef des Chemiekonzerns Lonza. 
Ihren Klagebrief schlossen die Her-
ren rhetorisch: «Wir fragen uns, wo 
das hinführt.» Die Antwort wusste 
und gab gerne der SVP-Nach-
wuchsparlamentarier Joel Thüring: 
«Die Vorbereitungsarbeiten zur Um-
benennung unserer Stadt in Karl-
Marx-Stadt sind bereits im Gange.» 
Wohlan dann! 

Basel-Stadt könnte zum
Pionierkanton in der
Deutschschweiz werden.

 1  ANDREAS BURCKHARDT: Verwaltungsrats präsident des Bâloise-Versicherungskonzerns, Jahreshonorar: 
1,32 Millionen Franken, Vorstandsmitglied Economiesuisse.  2  TEDDY BURCKHARDT: CEO der Werkzeugfabrik 
Burckhardt of Switzerland AG, Vorstand des Arbeitgeberverbands Basel, Lohn: geheim.  3  JOEL THÜRING: 
SVP-Kantonsrat, Politberater, Lohn: geheim.  4  BEAT HAUENSTEIN: CEO des Tabakkonzerns Oettinger Davidoff 
AG, Lohn: geheim, Firmenumsatz 2019: 453 Millionen Franken, Vermögen der Eigentümerfamilien Ryhiner und 
Schaffner: rund 1,5 Milliarden Franken.  5  WALTER FUX: Personalchef Lonza Group AG, Lohn: geheim, Firmen-
gewinn 2019: 763 Millionen Franken, Lohn des Lonza-CEO von 2019: 4,75 Millionen Franken.  6  ELISABETH 
SCHNEIDER-SCHNEITER: CVP-Nationalrätin, Juristin, Präsidentin Basler Handelskammer, Vorstandsmitglied 
Economiesuisse, Lohn: geheim (140 000 Franken beträgt die Jahresentschädigung für ein Nationalratsmandat 
im Schnitt).

 1 ANDREAS BURCKHARDT

 4 BEAT HAUENSTEIN

 2 TEDDY BURCKHARDT

 5 WALTER FUX

 3 JOEL THÜRING

 6 ELISABETH SCHNEIDER-SCHNEITER
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«Angemessene
 Mindestlöhne sind ein
wichtiges Signal.»

EU-KOMMISSIONSPRÄSIDENTIN 
URSULA VON DER LEYEN

Annegret Kramp-Karrenbauer (l.), 
Ursula von der Leyen. FOTO: KEYSTONE

Also Obacht,
hey, Joe! und
Kamala.
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Hände
weg von
der Post-
fi nance!
BERN. Der Bundesrat will die 
Postfi nance privatisieren: Die 
Post, die dem Bund gehört, soll 
künftig ihre Kapitalmehrheit an 
der Postfi nance verkaufen 
 dürfen. Reto Wyss, Zentral-
sekretär beim Schweizerischen 
Gewerkschaftsbund, sagt: 
«Kommt nicht in Frage! Das 
wäre ein Frontalangriff auf den 
Service public.» Zwar sei es 
richtig, dass der Bundesrat der 
Postfi nance künftig erlauben 
wolle, Hypotheken zu vergeben. 
Aber sicher nicht zusammen 
mit einer Privatisierung. Wyss: 
«Das wäre, wie wenn man 
 jemanden aus einem Wildbach 
rettet, um ihn danach den Berg 
runterzustossen.»

Rettung für das 
Frauen-Archiv
BERN. Das Gosteli-Archiv in 
Worb laufen BE umfasst, neben 
vielen anderen Schätzen, bio-
graphisches Material zu fast 
10 000 Frauen, die sich für die 
Gleichstellung in der einen oder 
anderen Form engagiert haben. 
Nach monatelangem Bangen ist 
jetzt klar: Der einzigartige Be-
stand bleibt erhalten. Der Bund 
hat die Sammlung erstmals als 

«Forschungseinrichtung von 
 nationaler Bedeutung» einge-
stuft und unterstützt sie die 
nächsten vier Jahre mit rund 
zwei Millionen Franken. Bis zu 
ihrem Tod 2017 fi nanzierte die 
Frauenrechtlerin Marthe Gosteli 
das  Archiv aus ihrem eigenen 
Vermögen. Doch ihr Erbe ist 
bald aufgebraucht.

Corona-Tests in 
allen Heimen!
BERN. Mehr als die Hälfte aller 
Corona-Todesfälle ereignen sich 
in Altersheimen. Die Unia fordert 
deshalb dringend mehr Schutz 
für Mitarbeitende wie auch für 
Bewohnerinnen und Bewohner. 
Vor allem regelmässige, fl ächen-
deckende Corona-Tests, fi nan-
ziert von Bund und Kantonen. 
 Ausserdem soll die öffentliche 
Hand die Heime endlich mit zu-
sätzlichem Personal unterstüt-
zen. Entweder durch den Aufbau 
von Personalpools, durch Zivil-
schutz- oder Zivildienstleistende 
oder allenfalls mit der Armee.

Initiative: Neues 
Steuersystem
BERN. Sie ist eine alte Forde-
rung der Linken: die Individual-
besteuerung. Dadurch wären 
Paare mit zwei Einkommen nicht 
mehr benachteiligt. Doch alle 
Anläufe scheiterten bisher am 
Widerstand der Konservativen. 
Pünktlich zum 50-Jahr-Jubiläum 
des Frauenstimmrechts am 
7. Februar startet jetzt eine 
 Volksinitiative mit diesem Ziel. 
Ungewöhnlich sind die Absende-
rinnen: die FDP-Frauen.

Im Schreinereigewerbe 
gilt ein  vertragsloser 
 Zustand. Weil der 
Meister  verband ein fertig 
verhandeltes Vertrags-
paket auf der Zielgeraden 
sausen liess. 
JOHANNES SUPE

Seit Anfang Jahr gelten im Schreinerei-
gewerbe kaum noch Regeln, es gibt 
praktisch keine Kontrollen mehr. Dabei 
fehlen der Schweiz Tausende Fach-
kräfte im Schreinereigewerbe. Doch 
das hat der Schreinermeisterverband 
VSSM wohl nicht bedacht, als er ein 
 fertig verhandeltes Vertragspaket ab-
lehnte. Mit dem Verlust des Gesamtar-
beitsvertrages (GAV) drohen 30 000 
Schreinerinnen und Schreiner den 
Schutz zu verlieren, den die Gewerk-
schaft über Jahre verteidigt hat. work 
erklärt, was jetzt auf die Schreinerin-
nen und Schreiner zukommt:

¢ Das Vorruhestandsmodell
Es war das grosse Versprechen der 
Chefs: Endlich werde man über ein Vor-
ruhestandsmodell (VRM) sprechen, um 
den Mitarbeitenden eine frühere Rente 
zu ermöglichen. Wie wichtig das für 
viele Schreinerinnen und Schreiner ist, 
weiss Thomas Gerber (siehe Text un-
ten), der seit 38 Jahren in der Branche 
arbeitet: «Wir Schreiner kämpfen spä-
ter oft mit Rückenproblemen. Deshalb 
wäre ein Vorruhestandsmodell gut. Es 
würde auch zeigen, dass man die Ar-
beit der Schreiner wertschätzt.» 

Und tatsächlich: Es wurde ein 
Modell ausgearbeitet, dass den Be-
schäftigten eine Reduzierung der 
 Arbeit ab dem 60. Altersjahr und ei-
nen Rentenantritt ab 63 ermöglicht 
hätte. All das bei nur geringen Abzü-
gen. Doch daraus wird jetzt nichts.

¢ Die Löhne
Ohne geltenden Gesamtarbeitsvertrag 
sind die Löhne nicht geschützt. Die im 
GAV enthaltenen Mindestlöhne und 

Lohnstufen sind fort, dem Lohndum-
ping also Tür und Tor geöffnet. Ausser-
dem verlieren die Schreinerinnen und 
Schreiner ihren Anspruch auf einen 
13. Monatslohn.

¢ Arbeitszeiten und Ferien
41,5 Stunden pro Woche wird im Schrei-
nereigewerbe gearbeitet. So steht es im 
GAV. Doch der gilt nicht mehr. Es ver-

bleiben nur noch Obligationenrecht 
und Arbeitsgesetz. Und die sehen Wo-
chenarbeitszeiten von bis zu 50 Stunden 
vor. Auch stehen den Beschäftigten ge-
setzlich nur 20 Ferientage zu. Nach Ge-
samtarbeitsvertrag wären es drei mehr. 

¢ Die Weiterbildungen
Das System der Weiterbildungen hängt 
am GAV. Ohne ihn fl iesst auch kein 

Geld, die Arbeitgeber müssten für Wei-
terbildungen also selbst in die Tasche 
greifen. Da sie die Ausgaben scheuen, 
verzeichnet die Höhere Fachschule Bür-
genstock schon jetzt weniger Anmel-
dungen.

¢ Das Kontrollsystem
Lohnkontrollen wurden bislang von den 
paritätischen Kommissionen aus Ge-
werkschaften und Chefs durchgeführt. 
Sie sollen sicherstellen, dass die Beschäf-
tigten erhalten, was ihnen zusteht. 
Doch nun müssen die paritätischen 
Kommissionen ihre Arbeit einstellen. 

WIE WEITER?
Wichtig ist: Für alle, die bereits vor Ja-
nuar angestellt waren, ändert sich zu-
nächst wenig. Für sie bleiben die bishe-
rigen Regelungen bestehen. Will die 
Firma das ändern, muss sie eine Ände-
rungskündigung aussprechen. Wer 
aber neu anfängt oder die Stelle wech-
selt, ist nun der Willkür der Meister 
ausgesetzt.

Dem Lohndumping
sind jetzt Tür
und Tor geöffnet.

Verhalten der Meister: «Eine Schlitzohrigkeit, ein 
Wortbruch, eine glatte Lüge, ein Desaster»
Unia-Verhandlungsleiter Giuseppe 
Reo und Schreiner Thomas Gerber fi n-
den drastische Worte, wenn es um den 
vertragslosen Zustand im Schreinerei-
gewerbe geht. Und um das Verhalten 
der Chefs, die ihn zu verantworten ha-
ben: «Eine Schlitzohrigkeit, ein Wort-
bruch, eine glatte Lüge, ein Desaster.» 
Gerber, der als Unia-Mitglied mitver-
handelt hat, sagt: «Es kann doch nicht 
sein, dass sich nach jahrelangen Ge-
sprächen eine Partei das Recht her-
ausnimmt, alles Vereinbarte wieder 
 zurückzunehmen.» Es ist die Wut dar-
über, dass seine Branche ohne Schutz 
für die Beschäftigten dasteht. 

«Wir haben schon 2018 gesagt: 
Wir werden einen neuen Gesamtar-
beitsvertrag über Löhne und Arbeits-
bedingungen nur im Paket mit einem 
Vorruhestandsmodell besprechen», 
erinnert sich Unia-Mann Reo. Auch 
der Firmenverband VSSM hatte zuvor 
schriftlich zugesichert, auch über ein 
Vorruhestandsmodell zu sprechen. 
So weit bestätigt auch der VSSM die 

Erzählung. Gegenüber work erklärt 
dessen Zentralpräsident Thomas Iten 
aber: «Das Thema kam nicht von uns. 
Es wurde uns von den Gewerkschaf-
ten aufgezwungen.» Die Einwände 
der Schreinermeister: zu teuer. Aus-
serdem könnten die Mitarbeitenden 
das reguläre Rentenalter gesund er-
reichen.

In den Gesprächen gibt es den-
noch eine Einigung. Die Gewerkschaf-
ten geben beim GAV nach, müssen 

etwa eine Verlängerung der Arbeits-
zeit hinnehmen. Dafür will der VSSM 
bei einem Modell mitziehen, das eine 
Rente ab 63 vorsieht. Bei Unia und 
Syna entscheiden die Schreinerinnen 
und Schreiner Mitte 2020 über die Vor-
lage. Hier ist klar: ein Paket, eine Ab-
stimmung. Die Berufsleute stimmen 
deutlich dafür. Anders beim VSSM. 
Dort wird im November über Gesamt-
arbeitsvertrag und Rente mit 63 ge-
trennt abgestimmt. Es ist ein Proze-
dere mit Folgen: Zum GAV, in dem ihre 
Wünsche enthalten sind, sagen die 
Chefs Ja, zur Frühpensionierung Nein.

DOPPELTES SPIEL. «Ich glaube, der 
VSSM hat damit gerechnet, dass es so 
kommt», meint Thomas Gerber. Also 
doppeltes Spiel beim Unternehmer-
verband? Unia-Verhandlungsleiter 
Reo unterstellt zumindest «Schlitz-
ohrigkeit». Und: «Ihre Erklärung, 
dass man formal so abstimmen 
müsse, ist Mumpitz. Das haben sie 
in den Verhandlungen nie einge-

bracht.» VSSM-Mann Iten stellt die 
Lage anders dar. Die Abstimmung sei 
getrennt worden, um Klarheit zu be-
kommen, wie die Schreinermeister 
wirklich zur Frühpensionierung 
stünden. Den Delegierten sei aber 
deutlich gemacht worden, dass ein 
Nein zur Rente mit 63 auch den GAV 
in Frage stelle. Gegenüber work pos-
tuliert Iten: «Über eine frühere Pen-
sionierung können wir jetzt nicht 
mehr diskutieren, das ist vom Tisch.» 

Mit grosser Energie versucht der 
VSSM nun, Öffentlichkeit und Be-
schäftigten weiszumachen, dass Unia 
und Syna am vertragslosen Zustand 
schuld seien. Darüber können die Ge-
werkschaften nur den Kopf schütteln. 
«Es war der VSSM, der sich gegen das 
gesamte Paket entschieden und damit 
das Ende des GAV provoziert hat», 
hält Giuseppe Reo fest. Nun liege es 
an dem Verband, das verhandelte Er-
gebnis zu respektieren. Andernfalls 
wolle die Gewerkschaft Aktionen 
planen, so Reo weiter. (jos)

«Der Verband hat
alles Vereinbarte wieder
zurückgenommen.»

SCHREINER THOMAS GERBER

30 000 Schreinerinnen und Schreiner zittern:

Schreinermeister 
verhobeln den GAV
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MARTHE GOSTELI: Publizistin und 
Frauenrechtlerin. FOTO: KEYSTONE
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IMPFEN IN DOSEN: Wirksame Impfstoffe sind entwickelt. Doch jetzt hapert’s mit den 
Produktionsstrassen, weil das Kapital klemmt.  FOTO: PASCAL DRUBEL / UKGM

LINK ZUM THEMA:

 rebrand.ly/kronig 
Die Schweiz hat auf 
drei Impfstoffe gesetzt. 
Der von Moderna/
Lonza ist sehr gut, der 
von Biontech/Pfizer 
gleich gut, macht aber 
bei der Kühlkette 
Probleme. Beide haben 
sie einen Wirkungsgrad 
von über 90 Prozent, 
während jener von 
Astra Zeneca nur zu 
70 Prozent wirkt. Den 
kann man also verges-
sen. Der Bundesrat hat 
über jeden Pipifax bis 
zu drei Stunden 
diskutiert. Sich aber 
nicht mit der Impfstoff-
beschaffung befasst. 
Diese überliessen sie 
BAG-Vizedirektorin Nora 
Kronig. Voraussichtlich 
sollen sich bis Juni 
2021 alle impfen 
lassen können, die das 
auch wollen. In der 
oben beschriebenen 
Logik läge auch hier 
eine Beschleunigung 
drin. 

Sie finden alle Links 
direkt zum Anklicken 
auf der work-Website 
unter der Rubrik 
«rosazukunft»:  
www.workzeitung.ch

25 Milliarden Franken kostete die 
Entwicklung der Corona-Impf
stoffe. Jetzt merken wir: Es gibt zu 
wenig Produktionsstrassen, um 
diese schnell genug zu produzieren.
Denn dem Kapital sind Renditen 
wichtiger als die Vermeidung von 
unnötigen Todesfällen. Also müs-
sen wieder die Staaten ran.
Es gibt Impfbefürwortende von links bis 
rechts. Genauso wie es linke und rechte 
Impfgegnerinnen und -gegner gibt. Jetzt 
realisieren von rechts bis links Freunde 
des impftechnischen Fortschritts, dass 
das Kapital zu wenig Produktions
strassen aufgebaut hat. Niemand will 
Fabriken bauen, um schneller Impfstoffe 
zu liefern, deren Preise bereits fest 
vereinbart wurden. Dem Kapital sind 
Renditen wichtiger als die Vermeidung 
von unnötigen Todesfällen. Wussten wir 
eigentlich schon lange.

Unterschiedliche Rezepte gegen 
diesen Missstand stehen im politischen 
Raum:
  Für die deutsche Partei «Die Linke» 
muss der Corona-Impfstoff-Hersteller 
Biontech/Pfizer Lizenzen an Dritte 
vergeben, damit die Konkurrenz welt-
weit mit dem Produzieren beginnen 
kann. Die beste Idee.
  Der neue US-Präsident Joe Biden will 
das Kriegsrecht nutzen, um die Unter-
nehmen – wie auch immer – zum Produ-
zieren zu zwingen. Wir sind gespannt.
  Bayerns CSU-Ministerpräsident  
Markus Söder ärgert sich über fehlende 
Impfstoffe, ohne bisher einen Lösungs-
vorschlag auf den Tisch gelegt zu haben. 

  Der deutsche FDP-Chef Christian 
Lindner fordert eine Stimulation der 
Produktion.

200 IMPFSTRASSEN. Auf der Welt leben 
8 Milliarden Menschen. Wenn 70 Pro-
zent von ihnen – zwecks Erreichung der 
Herdenimmunität – zwei Mal geimpft 
werden müssen, braucht es gut 11 Mil
liarden Impfdosen. Kein reiches Land 
wird in relevanten Mengen Impfdosen 
in die Armenhäuser dieser Welt liefern, 
bevor es nicht seine eigene Bevölkerung 
mit Impfstoffen versorgt hat. 

Umso mehr, als die Pharmaunter-
nehmen wie Biontech/Pfizer und 
Moderna/Lonza kein Interesse daran 
haben, in genügend Produktionsstrassen 
zu investieren. Niemand baut neue Auto-
fabriken, wenn es zu wenig Kundschaft 
für teure Autos gibt. Jede weitere Impf-
strasse in der Lonza würde 30 Millionen 
Franken kosten. Sie produziert 100 
Millionen Impfdosen im Jahr. Vermut-
lich sogar 150 Millionen. Bleiben wir 
vorsichtig: Wenn alle Menschen bis Ende 
2021 geimpft werden sollen, dann 
braucht es weltweit rund 200 solcher 
Impfstrassen, die schrittweise mit dem 
Produzieren beginnen.

Das geht nur mit Staatsknete. 
Gesamthaft müssten die Staaten 6 Mil
liarden Franken investieren, damit alle 
Menschen bis Ende 2021 geimpft werden 
können. Dies ist verglichen mit den 
25 Milliarden Franken, die von den 
gleichen Staaten bisher in die Entwick-
lung der Corona-Impfstoffe investiert 
wurden, ein kleiner Zusatz-Pipifax-
Betrag.

INTERNATIONALE SOLIDARITÄT. Der dop-
pelte Vorteil einer solchen Strategie: In 
den reichen Ländern stünden viel schnel-
ler, als bisher geplant, genügend Impf-
stoffe bereit. Genauso, wie dies immer 
mehr politische Kräfte fordern. Und die 
Armenhäuser dieser Welt bekämen die 
Impfstoffe so schnell, wie dies lange Zeit 
für die Schweiz vorgesehen war. 

Seien wir nicht naiv, es geht auch 
um den Wettbewerb sich konkurrieren-
der mehr oder minder imperialer Staa-
tensysteme. Die erste Runde haben die 
Impfstoff-Entwicklerinnen und -Entwick-
ler aus Russland und China verloren. 

Ihre Produkte sind offenbar etwas weni-
ger gut und nicht nach internationalen 
Standards getestet. Werden sie mittels 
eigener Forschung oder Industrie
spionage den Rückstand aufholen? Sie 
werden es auf jeden Fall versuchen. 
Ausser sie bekommen die besten Impf-
stoffe zwecks Lizenzproduktion auf dem 
Silbertablett serviert.

Anstatt einen neuen kalten, digita-
len Krieg zu beginnen, wären Impf
strassen die richtige Antwort. «Hoch die 
internationale Solidarität!» skandierte 
vor mehr als fünfzig Jahren jener Teil 
der Jugend, der rebellierte.

rosazukunft   Technik, Umwelt, Politik

Vorwärtsmachen: Mit nur 6 Milliarden zusätzlichem Staatsgeld 
könnten dieses Jahr alle Menschen weltweit geimpft werden 

Ex-Lonza-VR-Präsident Rolf 
Soiron ist heute noch stolz:

«Wir schafften 
Innovation»
Dass es bei der Lonza  
heute so gut läuft, ver
antwortet unter andern  
ihr ehemaliger VR- 
Präsident mit. work  
hat mit Rolf Soiron (75) 
gesprochen.

RALPH HUG

work: Sind Sie eigentlich der  
«Vater» des Lonza-Erfolgskonzepts 
Ibex?
Rolf Soiron: Nein, das wäre zu viel ge-
sagt. Solche Innovationen sind wie ein 
Strom, der fliesst. Es war eine Gruppe, 
darunter die ehemaligen Konzernlei-

ter Marc Funk, Richard Ridinger sowie 
auch Patrick Aebischer von der ETH 
Lausanne. Wir haben den Plan gefasst, 
in Visp ein modernstes Zentrum für 
Biomanufacturing aufzubauen. Rich-
tig ist, dass ich als VR-Präsident dafür 
sorgte, dass dieser Aufbau erfolgen 

konnte. Es waren ja grosse Vorausinves-
titionen nötig – sozusagen eine Wette 
mit dem Geld der Aktionärinnen und 
Aktionäre. 

Trotz dem heutigen Hype: die 
Lonza war immer auch eine grosse 
Umweltverschmutzerin … 
… tatsächlich hat die Lonza Flecken auf 
der Weste. Es gab Umweltsünden, wel-
che die frühere Generation verursacht 
hat. An uns ist es jetzt, diese Sünden 
wiedergutzumachen. Bedenken Sie: 
Unternehmen sind wie Lebewesen, sie 
können sich auch wandeln.

Inzwischen hat die Lonza für das 
Oberwallis noch die grössere 
Bedeutung, als es die Autoindus
trie für Deutschland hat. Sie 
schafft Hunderte neue Jobs. War-
um gelang dieses kleine Wunder?
Gut, solche Biotech-Hubs gibt es auch 
anderswo. Aber wir haben in Visp eine 
Innovation geschaffen. Der Clou ist die 
sofortige Verfügbarkeit von Produk
tionsmöglichkeiten für junge Biotech-
Unternehmen. Das ist tatsächlich eine 
Innovation, auf die wir stolz sein dür-
fen. Sie zahlt sich jetzt aus. 

Rolf Soiron (75) ist promovierter Historiker  
und war von 2005 bis 2018 
Verwaltungsratspräsident von Lonza. 

«Es waren grosse Voraus
investitionen nötig, 
sozusagen eine Wette mit 
dem Geld der Aktionäre.»

ROLF SOIRON: «Es gab Umweltsünden, welche die frühere Generation verursacht 
hat. An uns ist es jetzt, diese Sünden wiedergutzumachen.»  FOTO: KEYSTONE

Die Schweiz ist bei der Pan
demiebekämpfung seit dem 
Ende der «ausserordentlichen 
Lage» auf Schmusekurs mit 
dem Virus. Nicht zuletzt we-
gen der im Vergleich mit den 
Nachbarn weichen Massnah-
men sind die Zahlen in der 
Schweiz wieder explodiert: 
Zehntausende Erkrankte, Tau-
sende Tote, Gesundheitswesen 
am Anschlag. Jetzt regt sich 
Widerstand aus der Zivilgesell-
schaft. 

KURSWECHSEL. Die Initiative 
«Stop Covid» schrieb dem Bun-
desrat einen offenen Brief. Dar- 
in fordern die Initiantinnen 
und Initianten einen «soforti-
gen Kurswechsel» bei der Pan-
demiebekämpfung. Konkret: 
Um die Ansteckungszahlen 
endlich nachhaltig zu senken, 
verlangen die Erstunterzeich-
nenden, darunter viele Direkt-
betroffene, unter anderem:
 Eine Strategie, wie mit den 
Langzeitfolgen von Corona-Er-
krankten ungegangen wird.
 Der Bundesrat soll endlich 
auf die Expertinnen und Ex-
perten hören.
 Die Gewährleistung der 
wirtschaftlichen Sicherheit 
für alle Einwohnenden.
 Die wirksame Entlastung 
des Gesundheitspersonals.
www.offener-brief.ch

Offener Brief 

Corona 
richtig 
stoppen
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Transportwahnsinn
Visp–Madrid–
Brüssel  
und retour
Der Moderna-Impfstoff der Lonza  
macht heute eine Reise durch 
halb Europa, bis er bei den 
Impfenden ankommt. Das könnte 
sich schon bald ändern. 

RALPH HUG

Im Oberwallis pfeifen es die Spatzen 
von den Dächern: Die Lonza will den 
Moderna-Impfstoff, den sie mitprodu-
ziert, irgendwann selber abfüllen und 
verpacken. Mediensprecher Stefan 
Wyer sagt: «Lonza ist bestrebt, die Wert-
schöpfungskette in Zukunft zu erwei-
tern, um selbst Abfüllungen anbieten 
zu können. Durch die Akquisition von 
Kapazitäten sowie durch die Schaffung 

eigener Kapazitäten in Visp.» Details 
will er noch nicht verraten. Der heutige 
Umweg über halb Europa wäre dann 
überflüssig. 

ABFÜLLEN
Der Hauptteil des Vakzins kommt jetzt 
von Moderna aus New Hampshire 
(USA). Den Rest stellt die Lonza in Visp 
selber her (siehe Artikel links). Dann 
geht der Stoff zuerst nach Alarcón de 
Pozuela bei Madrid. Dort wird er von 
der Pharmazeutik-Firma Rovi abge-
füllt. Dazu braucht’s Spezial-Know-
how. Und vor allem Temperaturen bis 
zu minus 80 Grad. Auch auf der gan-
zen Transportkette ist eine lückenlose 
Kühlung auf minus 20 Grad nötig. Mo-
derna ist hier im Vorteil gegenüber der 
Konkurrenz von Pfizer/Biontech. Ihr 
Impfstoff braucht noch tiefere Tempe-
raturen. 

TRANSPORTIEREN
Danach gehen die portionierten und 
beschrifteten Fläschchen weiter nach 
Brüssel. Der Schweizer Transportkon-
zern Kühne + Nagel übernimmt. Er hat 
beim Brüsseler Flughafen einen 
Pharma-Hub eröffnet: Lagerhallen auf 
15 000 Quadratmetern speziell für Arz-
neimittel. Von hier aus werden Europa, 
Asien und Afrika mit dem Moderna-
Impfstoff beliefert. Kühne + Nagel setzt 

für den Phar-
matransport 
in Europa 
zweihundert 
Fahrzeuge 
mit GPS und 
Temperatur-
überwa-

chung ein. In Deutschland fahren die 
Laster teils mit Polizeischutz – man 
fürchtet Sabotageakte von militanten 
Impfgegnern. Die Verteilzentren wur-
den deshalb geheimgehalten. Endsta-
tion für die Schweiz ist schliesslich das 
Lager der Armeeapotheke in Ittigen BE. 
Von dort wird das Vakzin an die Kan-
tone verteilt. 

FLIEGEN
In der globalen Coronakrise kommen 
selbst grosse Spediteure ins Schwit-
zen. Wegen der Komplexität und der 
riesigen Mengen: Gemäss einer Studie 
von DHL braucht es für 10 Milliarden 
Impfdosen 200 000 Palette, 15 000 
Flüge und 15 Millionen Lieferungen 
mit Kühlboxen. Und die International 
Air Transport Association schätzt, dass 
für eine einzige Impfung der Weltbe-
völkerung (7,8 Milliarden Menschen) 
8000 Flüge mit randvollen Jumbo Jets 
nötig sind. 

WEIT GEREIST: Der Impfstoff der US-Firma 
Moderna.  FOTO: KEYSTONE

Corona-Impfstoff aus dem Oberwallis 

Das Lonza-Wunder 

Der neue Impfstoff 
gegen Corona der 
US-Firma Moderna 
wird bei der Lonza 
in Visp produziert. 
Das ist nur möglich, 
weil die Chefs vor 
Jahren einen super 
Riecher hatten.

RALPH HUG

Woher den Impfstoff nehmen? 
Diese Frage trieb das Bundesamt 
für Gesundheit (BAG) schon vor 
Jahresfrist um. Erst gab es Pläne, 
bei Lonza eine eigene Impfstrasse 
zu bauen. Kostenpunkt: rund 30 

Millionen Franken. Doch das ver-
sandete. Warum, darüber hüllen 
sich heute sowohl das BAG als auch 
die Lonza in Schweigen. BAG-Me-
diensprecherin Maria Foursova 
sagt bloss: «Die aktuelle gesetzliche 
Grundlage lässt eine Investition 
des Bundes in Produktionskapazi-
täten grundsätzlich nicht zu.» 

HUNDERTE NEUE JOBS
Der soeben zugelassene Impfstoff 
des US-Pharmaunternehmens Mo-
derna kommt jetzt trotzdem aus 
dem Wallis. Und das kam so: Seit 
zweieinhalb Jahren zieht die Lonza 
in Visp einen neuen Biopark hoch. 
Der Komplex bringt mehrere Hun-
dert neue Arbeitsplätze. Am Ende 
stehen fünf neue Produktionshal-
len am Rhoneufer. Im Endausbau 
werden in Visp statt der jetzigen 

3400 gegen 4000 Leute arbeiten. 
Das ist gigantisch! Ein Vergleich: 
Deutschland hat 80 Millionen Ein-
wohnerinnen und Einwohner. Das 
Oberwallis nur 80 000. Auf tausend 
Deutsche kommt ein Oberwalliser, 
eine Oberwalliserin. In Deutsch-
land ist die Autoindustrie mit ih-
rem 800 000 Arbeitsplätzen system-
relevant und politikbestimmend. 
Umgerechnet auf Deutschland be-
deuten die 4000 Lonza-Arbeits-
plätze 4 Millionen Arbeitsplätze in 
Deutschland. Mit anderen Worten: 
Die Lonza ist für das Oberwallis 
fünf Mal so wichtig wie die Autoin-
dustrie für Deutschland. Und Visp 
langsam, aber sicher ein Pharma-
Hotspot der Schweiz. 

Noch 2013 kündigte das 
Lonza-Management einen grossen 
Jobabbau an. 400 der insgesamt 
2800 Stellen sollten verschwinden. 
Das Wallis befürchtete eine 
Schrumpfkur bei der wichtigsten 
Arbeitgeberin im Kanton. Und die 
Unia stritt sich mit den Managern 
über die Zahl der Entlassungen. 
Alles Schnee von gestern. 

Ibex brachte die Wende. Ibex 
heisst Steinbock, ein Symbol für 
Widerstandsfähigkeit. Die Lonza-
Führung hatte begriffen, dass es 
eine Verschiebung braucht: von 
Feinchemie zu Pharma und Bio-
technologie. In diesen beiden Zu-
kunftssparten winken Milliarden-
geschäfte. Das Zauberwort hiess 
«Biomanufacturing»: Lonza stellt 
Pharmakonzernen und kleinen 
Biotech-Unternehmen ihre Anla-
gen und ihr Know-how für die Ent-
wicklung, Produktion und Ver-
marktung von neuen Wirkstoffen 
für Arzneimittel zur Verfügung. 
Lonza-Sprecher Mathias Forny 
sagt: «Wir ermöglichen den Fir-
men einen schnellen Einstieg in 
klinische Studien und eine 
schnelle Umsetzung.» Denn Tempo 
ist im Rennen um neue Therapien 
entscheidend. 

Laut Standortleiter Renzo Ci-
cillini investiert Lonza gesamthaft 
rund eine Milliarde Franken in den 
Ibex-Komplex, der noch nicht fertig 
ist. Der französische Pharmamulti 
Sanofi war Lonzas erster Partner.  
In Visp werden seitdem Biopharma-
zeutika hergestellt. Dann folgte 
Moderna. Jene erst zehn Jahre alte 
US-Biotechfirma, die den soeben zu-
gelassenen Impfstoff gegen Covid-19 
entwickelt hat. Mit Moderna arbei-
tete Lonza schon in den USA zusam-
men, wo sie eine Produktionsstätte 
unterhält. In der Rekordzeit von 
acht Monaten anstatt in zwei Jahren 
stand die komplexe Anlage für den 
neuen Impfstoff bereit. Für Lonza 
ein schlagendes Beispiel, wie gut ihr 
neues Businessmodell funktioniert. 

FINANZIELLES RISIKO
Die neue Covid-19-Impfstrasse hat 
drei Linien. Eine hat die Lonza sel-
ber mit 70 Millionen Franken be-
zahlt, die andern beiden Moderna 
mit 140 Millionen Franken. Die 
Lonza sei nicht Eigentümerin des 
Impfstoffs, stellt Sprecher Forny 
klar: «Wir bringen keine eigenen 
Pharmaprodukte auf den Markt, 
sondern produzieren für Kunden.» 
Letzte Woche hat Gesundheitsmi-
nister Alain Berset (SP) die neue 
Impfstrasse besucht. 300 Millionen 
Dosen, darunter 4,5 Millionen für 
die Schweiz, wird der Visper Ibex 
pro Jahr ausliefern. 

Die Verschiebung von Feinche-
mie zu Biotech war ein finanzielles 
Risiko. Das sagt der frühere Verwal-
tungsratspräsident Rolf Soiron im 
Interview mit work (siehe links). 
Aber eines, das sich gelohnt hat. 
Vor allem mit Wirkstoffen gegen 
globale Pandemien. Die Corona
krise macht klar, dass in kürzester 
Zeit Abermillionen von Menschen 
geimpft werden müssen, denn 
ohne Impfstoff geht es nicht. Das 
macht sich bezahlt. Die Lonza fährt 
satte Gewinne ein. In zwei Jahren 

strebt das Management einen Um-
satz von 7 Milliarden Franken an. 
2016 waren es noch 4,1 Milliarden 
gewesen. Wird das Ziel erreicht, 
wäre es ein Geburtstagsgeschenk: 
Die Lonza feiert im Jahr 2022 den 
125. Geburtstag. 

Und selbst wenn das Corona
virus dereinst flächendeckend be-
siegt sein sollte, sind die Aussich-
ten auf weitere Geschäfte gewahrt. 
Denn das nächste Virus kommt be-
stimmt. 

GLÄNZENDE ZUKUNFTSAUSSICHTEN: Bauarbeiter im Innern des Ibex-Gebäudes der Lonza im Oberwallis. In Rekordzeit hat die Lonza ihre Produktionskapazitäten 
ausgebaut, um Corona-Impfstoffe des US-Pharmakonzerns Moderna herstellen zu können.  FOTO: KEYSTONE

Die Lonza ist für das 
Oberwallis fünf Mal 
so wichtig wie 
die Autoindustrie 
für Deutschland.

Gefordert: Ein 
staatliches  
Impfinstitut, jetzt!
Einst hatte die Schweiz das 
Schweizerische Serum- und Impf-
institut in Bern. Es war eine welt-
weit renommierte Einrichtung für 
die Entwicklung von Impfstoffen 
gegen Pocken, Diphtherie, Cholera 
usw. 2001 wurde das Institut, das 
unter dem Namen Berna Biotech 
AG noch 400 Leute in der Schweiz 
beschäftigte, jedoch verscherbelt. 
Das war unter dem damaligen 
FDP-Wirtschaftsminister Pascal 
Couchepin. Wäre das nicht ge-
schehen, kämen heute die Impf-
stoffe gegen Corona womöglich 
nicht von US-Pharmakonzernen. 
Sondern vom Bund, der sich keine 
Sorgen über genügend Impfdosen 
machen müsste. 

SPEZIALIST. Die Schweiz hatte mit 
dem Immunologen Steve Pascolo 
auch einen Spezialisten, der mit 
Erfolg an den Grundlagen für die 
revolutionären mRNA-basierten 
Vakzine gegen Covid-19 forschte. 
Doch er sei mit seiner Arbeit nicht 
ernst genommen worden, klagt 
Pascolo, der am Unispital Zürich 
arbeitet, gegenüber dem «Sonn-
tagsblick». Er fordert jetzt ein 
staatliches Impfinstitut.  (rh)

«Lonza ist 
bestrebt, selbst 
Abfüllungen 
anzubieten.»
� LONZA-MEDIENSPRECHER 

STEFAN WYER
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Deutsche Fleischindustrie

Ade, Schweine-
system!
Die deutschen Gewerkschaften konnten am 
1. Januar feiern: Ein neues Gesetz legt ab so-
fort den Dumpingsumpf der Fleischindus-
trie trocken. Ihr Geschäftsmodell war 
 einfach: Ganze Abteilungen der Fabriken 
wurden an Subunternehmen übergeben 
und damit auch alle Verantwortung. Die 
Subunternehmen wiederum engagierten 

Billigstarbeiter aus dem Osten als Entsandte, 
Scheinselbständige, Temporäre. Sie vermie-
teten ihnen zu horrenden Preisen miserable 
Unterkünfte und hielten sie mit Blockwar-

ten unter Kontrolle. 
Mit diesem System 
konnten die Arbeits-
kosten massiv ge-
drückt werden, sie be-
tragen noch halb so 
viel wie bei der däni-
schen Konkurrenz. 

Dieses Schweinesystem machte auch den 
deutschen Unternehmer Clemens Tönnies 
grösser und grösser und schliesslich zum 
Fleischkönig. Er beschäftigt 16 000 Arbei-
tende. Gegen 100 000 Beschäftigte zählt die 
deutsche Fleischindustrie insgesamt. Mit 
 Billigfl eisch überschwemmt sie Belgien, Hol-
land, Dänemark und erdrückt deren Fleisch-
wirtschaft. 

ARBEITSMINISTER HANDELT. Als sich im letz-
ten Mai im Tönnies-Stammwerk das Corona-
virus verbreitete, kam aus, dass das Unter-
nehmen nicht mal alle die Namen der Mit-
arbeitenden kannte. Ans Licht kamen auch 
miese Wohnschläge und ständige Verletzun-
gen der Maximalarbeitszeiten und des Min-
destlohns. Mit diesem «System der organi-
sierten Verantwortungslosigkeit» wollte der 
deutsche Arbeitsminister Hubertus Heil 
dann Schluss machen. Der SPD-Mann über-
wies dem Bundesparlament einen Gesetzes-
entwurf, der ein Verbot des Subunterneh-
mertums vorsieht und ein Maximalvolumen 
der Temporärarbeit von 8 Prozent. Doch die 
Fleischindustriellen bockten und mobilisier-
ten ihre Freunde bei der CDU. Aber für das 
skandalöse Dumpingmodell wollten diese 
dann doch nicht geradestehen. 

MEHR KONTROLLEN. Jetzt ist das Gesetz in 
Kraft. Es sieht auch vor, die Anzahl staatli-
cher Kontrollen in allen Branchen zu erhö-
hen. Für jedes Bundesland gelten dafür nun 
Mindestvorgaben. Wenn Deutschland das 
Subunternehmertum verbieten und die 
Temporärarbeit einschränken kann, warum 
nicht auch die Schweiz? Auf dem Bau zum 
Beispiel herrschen bei uns ähnliche Dum-
ping-Geschäftsmodelle.

Wenn das
Deutschland
kann, warum
nicht auch
die Schweiz?

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

Gebäudetechniker*in, 
deine Meinung zählt
Seit Jahrzehnten kämpfen Mitarbeitende 
der Gebäudetechnik für ihre Rechte und 
 setzen sich für bessere Arbeitsbedingungen 
ein. Wir wollen wissen: Respektiert 
dein  Arbeitgeber deine Rechte? Mach mit 
an  unserer  Umfrage. 
www.unia.ch/umfrage-gt 

online
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Pfl egehelferin Leyla Yilmaz (51) ist hier geboren und arbeitet hier:

Jetzt soll sie ihre Niederlassungs- 
bewilligung verlieren

JONAS KOMPOSCH

Eigentlich ist Leyla Yilmaz * eine 
Frohnatur. Doch seit Sommer 
2019 wird die Pfl ege-
helferin von 
heftigen 
Sorgen ge-
plagt. Da-
mals brauchte 
Yilmaz näm-
lich selbst 
Pfl ege. Mit Herz-
rhythmusstörun-
gen lag sie kurz-
zeitig im Spital. 
Dann geriet sie in 
den Fokus des Zür-
cher Migrationsamts, 
einer Behörde, mit 
der sie zuvor noch nie 
zu tun gehabt hatte. Es 
begann mit einem amtli-
chen Brief: «Sehr geehrte 
Frau Yilmaz», stand da, 
«aus unseren Akten geht 
hervor, dass Sie seit 1. Sep-
tember 2011 von der Sozialhilfe 
unterstützt werden müssen.» 
Schon nach diesem Satz habe sie 
sich «schuldig wie eine Verbre-

cherin» gefühlt, sagt Yilmaz. 
Doch dann erst der Schock: «Falls 
Sie weiterhin nicht in der Lage 
sein sollten, Ihren Lebensunter-
halt aus eigenen Kräften und 
ohne Sozialhilfe zu bestreiten, 
werden wir den Widerruf Ihrer 
Niederlassungsbewilligung (Aus-
weis C) prüfen.»

IM THURGAU GEBOREN
Einer ausländischen Arbeitneh-
merin nach über 50 Jahren den 
C-Ausweis wegnehmen, nur weil 
sie auf Sozialhilfe angewiesen 

ist? Das ist in der Schweiz seit 
 Anfang 2019 möglich. Damals 
trat das Ausländer- und Integra-
tionsgesetz (AIG) in Kraft – mit 
erneut drastischen Verschärfun-
gen (siehe Artikel unten). Die 
Auswirkungen spüren nun im-
mer mehr der 2,1 Millionen Mi-
grantinnen und Migranten in der 
Schweiz. Darunter Pfl ege-
helferin Yilmaz. Sie 

sagt: «Seit diesem Brief lebe ich 
in ständiger Angst. Und ehrlich 
gesagt, nie hab ich mich als Aus-
länderin gefühlt.» Sie bricht in 
Tränen aus.

Zur Welt kam Yilmaz 1969 
in einem Thurgauer Bauerndorf. 
Als Tochter einer Näherin und ei-
nes Lederarbeiters. Beide waren 
aus der Türkei eingewandert. 
Nach der Schule machte Tochter 
Yilmaz eine Ausbildung zur Pfl e-
gehelferin, mit Fachprüfung des 
Schweizerischen Roten Kreuzes. 
«Dann habe ich immer gearbei-
tet», sagt Yilmaz wie selbstver-
ständlich. In Spitälern, Heimen 
und in Privathaushalten. Und 
dies, wie sie betont, «auch, als ich 
Ehefrau, dann Mutter und 
schliesslich Alleinerziehende 
wurde». Irgendwann ging ihr Ar-
beitgeber pleite. Yilmaz fand 
keine Festanstellung mehr – 
trotz einwandfreien Arbeitszeug-
nissen. Mit Aushilfsstellen hielt 
sie sich und ihren Sohn über 

Wasser. Dann ging ihre zweite 
Ehe in die Brüche. Yilmaz musste 
den Gürtel noch enger schnal-
len. Bis es nicht mehr ging und 
sie 2011 Sozialhilfe beantragte. 
«Ergänzend», wie Yilmaz betont. 
Denn arbeiten tut die 51jährige 
nach wie vor: «Ich mache Pfl ege-
einsätze auf Abruf und nehme 

jeden Job an.» Zurzeit arbeitet sie 
für zwei Altersheime. Und da ist 
es passiert.

PENETRANTE AUSFRAGEREI
Kurz vor Weihnachten setzten 
heftige Kopfschmerzen ein. 
Dann rief das Temporärbüro an. 
Sie müsse sofort einen Corona-
test machen. Einer ihrer Patien-

ten sei infi ziert. Nun war es auch 
Yilmaz. Zu Hause in Isolation er-
reichte sie Post vom Migrations-
amt, wie so oft in letzter Zeit. 
Diesmal enthielt der Brief einen 
zweiseitigen Bogen mit über 
zwanzig Fragen: Warum sie ei-
gentlich erwerbslos sei, weshalb 
in ärztlicher Behandlung und 
wie lange noch? Ob gar ein ope-

rativer Eingriff geplant sei? War-
um, wann, wo? Besonders abge-
sehen hat es das Amt auf die 
«Nachweise Ihrer Suchbemühun-
gen um eine existenzsichernde 
Arbeitsstelle». Yilmaz musste be-
weisen, dass sie monatlich zehn 
Bewerbungen schreibt, seitdem 
sie 2011 ihre Festanstellung ver-
loren hat. Und nicht nur das. Ver-

langt wurde eine ganze Reihe 
von Belegen, Auszügen, 

Kopien, Verträgen, 
Zeugnissen so-

wie «eine 

detaillierte, ta-
bellarische und 

chronologische 
Aufstellung sämtli-

cher Aufenthalte im 
Heimatland seit Ihrer 

Einreise in die Schweiz». Auch 
Gründe, Begleitpersonen und Fi-
nanzierung dieser Reisen ins 
«Heimatland» sollte die in der 
Schweiz Geborene offenlegen. «I 
ha d Welt nüm verstande», sagt 
Yilmaz in breitestem Thurgauer-
dialekt. 

Wobei ihr auch ein Licht 
aufgegangen sei. Denn im Lokal-
blatt las sie Verblüffendes: In 
 ihrer Zürcher Wohngemeinde 
lebten jahrelang rund 150 Sozial-
hilfebeziehende. Just im Jahr 
2019, als das Migrationsrecht ver-
schärft wurde, sank die Zahl auf 
90, im letzten Jahr sogar auf re-
kordtiefe 60 Personen. Verzich-
ten Ausländerinnen und Auslän-
der auf Sozialhilfe aus Angst vor 
aufenthaltsrechtlichen Konse-
quenzen? Die Pfl egehelferin mel-
dete den Verdacht der Unia. Als 
Mitglied wird sie jetzt juristisch 
unterstützt. Das könne sie gut 
brauchen, sagt Yilmaz, denn ei-
nes stehe fest: «Ich lasse mir we-
der meine Würde noch meinen 
C-Ausweis wegnehmen.»

VERSCHÄRFT: In der Schweiz ist es seit 2019 legal, wegen 
Sozialhilfebezugs den C-Ausweis zu entziehen.
FOTO: KEYSTONE / MONTAGE: WORK

Samira Marti macht einen Vorstoss: 
«Armut ist kein Verbrechen»
Der Ausländerausweis C (Nie-
derlassungsbewilligung) galt 
lange als sicher. Wer ihn be-
sass, musste schwere Strafta-
ten begehen, um ihn zu ver-
lieren. Sozialhilfebezug al-
lein reichte selten für den 
 C-Entzug. Es galt nämlich ein 
spezieller Schutz für Migran-
tinnen und Migranten, die 
mindestens seit 15 Jahren in 
der Schweiz niedergelassen 
waren. 

SCHUTZ GEFORDERT. Das än-
derte sich am 1. Januar 2019 
mit der x-ten Verschärfung 
im Migrationsrecht. Seither 
gelten Sozialhilfebeziehende 
tendenziell als schlecht inte-

griert. Und neu kann die un-
befristete Niederlassungsbe-
willigung sogar bei solchen 
Personen widerrufen wer-

den, die hier geboren wurden 
und ein Leben lang gearbei-
tet und Steuern bezahlt ha-

ben. Sie werden stattdessen 
auf die befristete Aufent-
haltsbewilligung (B-Ausweis) 
zurückgestuft. Diese müssen 
Angehörige von EU- und 
EFTA-Staaten alle fünf Jahre, 
Drittstaatsangehörige (z. B. 
Personen aus der Türkei) so-

gar jährlich erneuern lassen. 
Diesem Unrecht hat SP-Natio-
nalrätin Samira Marti (26) 
den Kampf angesagt. Mit der 
parlamentarischen Initiative 
«Armut ist kein Verbrechen» 
verlangt sie, dass Sozialhilfe-
beziehende, die seit zehn Jah-
ren ordnungsgemäss in der 
Schweiz leben, nicht wegge-
wiesen werden können. Dazu 
erklärte die Baselbieterin im 
Parlament: «Die Drohung mit 
der Wegweisung wegen So-
zialhilfebezugs drängt Men-
schen dazu, auf nötige Unter-
stützung zu verzichten.» Die 
Coronakrise habe diese Pro-
blematik nochmals ver-
schärft. (jok)

FOTO: KEYSTONE

«Menschen
 verzichten wegen
der drohenden
Ausweisung auf
Sozialhilfe.»
 NATIONALRÄTIN SAMIRA MARTI

* Name geändert

«Seit dem Brief des
Migrationsamtes
lebe ich in ständiger
Angst.»

PFLEGEHELFERIN LEYLA YILMAZ

«Ich habe immer
gearbeitet, auch
als alleinerziehende
Mutter.»

PFLEGEHELFERIN LEYLA YILMAZ

JONAS KOMPOSCH

Eigentlich ist Leyla Yilmaz * eine 
Frohnatur. Doch seit Sommer 
2019 wird die Pfl ege-
helferin von 

mals brauchte 
Yilmaz näm-
lich selbst 
Pfl ege. Mit Herz-
rhythmusstörun-
gen lag sie kurz-
zeitig im Spital. 
Dann geriet sie in 
den Fokus des Zür-
cher Migrationsamts, 
einer Behörde, mit 
der sie zuvor noch nie 
zu tun gehabt hatte. Es 
begann mit einem amtli-
chen Brief: «Sehr geehrte 
Frau Yilmaz», stand da, 
«aus unseren Akten geht 
hervor, dass Sie seit 1. Sep-

grantinnen und Migranten in der 
Schweiz. Darunter Pfl ege-
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VERSCHÄRFT: VERSCHÄRFT: VERSCHÄRFT In der Schweiz ist es seit 2019 legal, wegen 
Sozialhilfebezugs den C-Ausweis zu entziehen.

Leyla Yilmaz ist in der 
Schweiz geboren, hat 
ein Leben lang  gearbeitet 
und ist auf Sozialhilfe 
angewiesen. Jetzt 
hat sie plötzlich das 
 Migrationsamt am 
Hals. 
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DIE HÖLLE VON KARA TEPE
Was muss im Kopf von Bürokratinnen und Büro-
kraten des Uno-Hochkommissariats für Flücht-
linge in Genf vorgehen, wenn sie an das Flücht-

lingslager von Kara 
Tepe im Norden von 
Mytilini denken, der 
Hauptstadt der 
griechischen Ägäis-
Insel Lesbos? Über 

7000 Überlebende des Brandes von Moria (am 
12. September 2020), dem vormals grössten 
Flüchtlingslager auf europäischem Boden, sind 
in Kara Tepe eingepfercht, hinter dreifach ge-
zogenem Nato-Stacheldraht.

SOMMERZELTE, WINTERSTÜRME. Die Bürokratin-
nen und Bürokraten aus Genf haben – auf 
Geheiss der Europäischen Union – Sommerzelte 
nach Lesbos geliefert. Diese Zelte haben keinen 
festen Bodenbelag, keine Bettgerüste, keine 
 Heizung. Britische und deutsche Journalisten 
vom «Guardian» und der «Süddeutschen Zei-
tung» machten den Skandal öffentlich. Worauf 
die Uno-Bürokraten noch einige Tausend Schlaf-
säcke nachlieferten. Die Flüchtlinge hausen aber 
immer noch auf dem schlammigen Boden des 
direkt am Meer gelegenen ehemaligen Schiess-
übungsplatzes der griechischen Armee.
Auf Lesbos beginnt der Winter. Im letzten Jahr 
hat der Sturm «Zorba» Wellen bis zu zehn Meter 
in die Höhe geschleudert. Die Temperaturen fi elen 
in einigen Nächten weit unter null Grad. «Zorba» 
zerriss mit seinen Sturmböen in den Flüchtlings-
lagern Zelte und drückte Wohncontainer ein. 
Latrinen liefen über, und die stinkende Brühe 
ertränkte Matratzen, Schlafsäcke und Behelfs-
küchen. Die Kälte war beissend. Kinder erfroren.
«Zorba» wird mit grosser Sicherheit auch in 
diesem Winter zurückkehren. Und auch in die-
sem Winter werden auf europäischem Boden 
Kinder erfrieren.
Die Hölle von Kara Tepe ist gewollt: Pro Tag wird 
nur einmal Essen ausgegeben, das oft ungeniess-
bar ist. Es gibt kein fl iessend Wasser und nur 
eine häufi g verdreckte Toilette für 300 Personen. 
Als Folge der schlimmen hygienischen Verhält-
nisse und fehlender medizinischer Hilfe sind 
Haut- und Darmkrankheiten weit verbreitet. Die 
gefangen gehaltenen Menschen sind verzweifelt, 
viele verletzen sich selbst oder versuchen, sich 
umzubringen. 

ABSCHRECKUNG. Die EU will die Flüchtlinge auf 
diese Weise abschrecken. EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen sieht sie als «Gefahr 
für die europäische Lebensweise».
In der Schweiz stehen mehr als die Hälfte der 
Flüchtlingsunterkünfte leer. Im «Osterappell» 
vom letzten Jahr verlangten über 50 000 Bewoh-
nerinnen und Bewohner unseres Landes die 
sofortige Aufnahme von 5000 Flüchtlingen aus 
Lesbos. Doch Bundesrätin Karin Keller-Sutter, die 
die Flüchtlingspolitik verantwortet, unterwirft 
sich der Abschreckungsstrategie der EU. 
Flüchtlinge sind die Ärmsten unter den Armen. 
Um zu überleben, brauchen sie die Hilfe anderer 
Menschen. Auch von uns.
Zur Rettung der vom Kältetod bedrohten Kinder 
gibt es gegen die schändliche Herzlosigkeit der 
Mehrheit des Bundesrates nur eine Waffe: die 
Mobilisierung der sozialen Bewegungen, der 
Kirchen, der Gewerkschaften. Kurz: den 
 Aufstand des Gewissens des demokratischen 
souveränen Volkes.

Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden Aus-
schusses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. Im letzten Jahr 
erschien im Verlag C. Bertelsmann (München) sein neustes Buch: 
Die Schande Europas. Von Flüchtlingen und Menschenrechten.

Auch in diesem
Winter werden auf
euro päischem Boden
Kinder erfrieren.
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Die Schweiz will zwar den 
Klimawandel stoppen, doch 
sie hat keinen Plan. Den hat 
jetzt die Klimabewegung, 
und sie will das Land radikal 
umbauen.

ANNE-SOPHIE ZBINDEN

Sie treten an einem Sommertag 
vor Ihre Haustür, atmen saubere 
und frische Luft. Obwohl Sie in 

einer grossen Stadt leben, sehen Sie 
viele Bäume. Zudem halten die Pfl anzen 
die Umgebung angenehm kühl. Sie hören 
nicht mehr den Lärm der Flugzeuge. 
Stattdessen hören Sie die Vögel und 
Insekten um Sie herum summen. 
Vor zehn Jahren haben Sie am Flughafen 
gearbeitet. 
Als die Coronakrise die Welt traf, wurden 
Flugzeuge gegroundet. Sie bangten um 
Ihren Job. Später haben viele Flugzeuge 
wegen der Klimaschutzmassnahmen 
nie wieder abgehoben. Aber zu diesem 
Zeitpunkt brauchte man keine Angst 
mehr davor zu haben, arbeitslos zu wer-
den. Eine berufl iche Umschulung ermög-
lichte es, in vielen verschiedenen anderen 
Bereichen zu arbeiten, die mit einer 
ökologischen Zukunft vereinbar sind …» 

Dieses Zukunftsszenario klingt etwas naiv. 
«Nein!» fi ndet Jonas Kampus (19). Er ist Kli-
mastreiker der ersten Stunde, Volkswirt-
schaftsstudent und Mitautor des neuen 
 Klimaaktionsplanes der Klimabewegung. 
«Mit der Vision wollen wir zeigen, dass eine 
andere Welt möglich ist.» Konkret will die 
Klimabewegung dies mit 138 Massnahmen 
erreichen, die sie im 377 Seiten schweren Kli-
maaktionsplan vorstellt, an dem Ökonomin-
nen, Psychologen, Klimawissenschafter, Gla-
ziologinnen und viele weitere Expertinnen 
und Experten mitgearbeitet haben. Das Ziel: 
Netto null bis 2030. Das heisst: Bis in neun 
Jahren soll die Schweiz keine Treibhausgase 
mehr ausstossen. Damit besteht die grösste 
Wahrscheinlichkeit, dass die Erderhitzung 
auf 1,5 Grad Celsius im Vergleich zum vor-
industriellen Zeitalter beschränkt werden 

kann. Auch Medizinstudent Matthias Hafner 
(21) hat am Klimaaktionsplan mitgearbeitet. 
Er sagt: «Wir sind frustriert, dass in der Poli-
tik nicht genügend getan wird.» Was ist mit 
dem CO2-Gesetz? Oder dem neuen Klimaplan 
der Grünen? «Zu wenig und zu spät», da sind 
sich Hafner und Kampus einig. Der Plan der 
Klimabewegung scheint im Gegensatz sehr 
ambitioniert. Doch Kampus sagt: «Die Mass-
nahmen sind pragmatisch. Und viele wur-
den bereits in der Vergangenheit oder heute 
an verschiedenen Orten umgesetzt.» So etwa 
das Werbeverbot im öffentlichen Raum, 
durch das der Konsum von klimaschädlichen 
Produkten gedrosselt werden soll: «Die Stadt 
Grenoble in Frankreich hat das bereits 2014 
eingeführt.»

Peppina Beeli, Co-Verantwortliche fürs 
Klimadossier bei der Unia, gefällt der Kli-
maaktionsplan. Sie sagt: «Er schafft es, die 
Probleme in ihrer ganzen Komplexität zu 
analysieren und zu vernetzen. Zum Beispiel: 
Wenn wir keine fossile Energie mehr wollen, 
braucht es mehr Solarenergie, dazu braucht 
es rechtliche und fi nanzielle Grundlagen. 
Und es braucht Fachkräfte für die Umset-
zung, diese wiederum brauchen die entspre-
chenden Weiterbildungen. Der Plan zeigt 
also die rechtlichen, fi nanziellen und gesell-
schaftlichen Aspekte der ökosozialen Wende 
auf.» Ebenfalls lobenswert ist für Beeli, dass 
die soziale Dimension stark mitgedacht 
wird. «Jedes Kapitel bespricht die soziale Ver-
träglichkeit der vorgeschlagenen Massnah-
men.» 

NEUE GESELLSCHAFTSORDNUNG
So sieht der Plan denn auch Umschulungen 
für Arbeitnehmende aus der Luftfahrt vor. 
Die Klimabewegung setzt hier zwar auf syn-
thetische Treibstoffe. Aber trotzdem werde 
diese Branche schrumpfen, zugunsten von 
verbesserten Nachtzugverbindungen. Auch 
in der neuen, ökologischen Landwirtschaft 
ist die soziale Abfederung berücksichtigt: Die 
Schweiz müsse ihre Landarbeiter und Bäue-
rinnen wirtschaftlich und rechtlich stärken 
und die Arbeitsplätze dem Arbeitsrecht 
 unterstellen. Der Plan will auch neue Eigen-
tumsverhältnisse schaffen, grosse Ver mögen 
stärker besteuern und Aktiengesellschaften 
durch Genossenschaften ersetzen. Zudem 

soll die Arbeitszeit auf 24 Stunden pro Wo-
che verkürzt und die Pfl ege- und Betreuungs-
branche ausgebaut werden, um ein gutes 
 Leben innerhalb ökologischer Grenzen zu 
 ermöglichen. Weiter fordert der Klimaak-
tionsplan die Einführung einer bezahlten 
zwölfmonatigen Elternzeit, das Stimm- und 
Wahlrecht ab 14 Jahren und dass Klima-
fl üchtlinge neu als solche anerkannt werden. 

NEUE TECHNOLOGIEN
Der Klimaaktionsplan setzt auf Verbote, 
Technologien und Anreize. So will er etwa 
eine Solarpfl icht für Hausbesitzerinnen und 
-besitzer einführen, jedoch mit einer voll-
ständigen Rückvergütung der Stromerzeu-
gung. Zudem sollen Ölheizungen verboten 
und alle Gebäude energetisch saniert wer-
den. Auch hier: ein Klimafonds soll diese 
Massnahme abfedern und verhindern, dass 

die Mieten steigen. Konventionelle Gebäude 
sind verboten, stattdessen muss mit einem 
hohen Anteil an nachhaltigen Materialien 
wie Holz oder Stroh gebaut werden. Verbren-
nungsmotoren sind bis spätestens 2030 Ge-
schichte, die Städte autofrei. Dafür wird der 
Langsamverkehr und das Car-Sharing-Ange-
bot ausgebaut. Industrieunternehmen müs-
sen selbst Aktionspläne entwickeln, um bis 
2030 vollständig CO2-frei zu produzieren. Für 
Massnahmen, die zwar technisch machbar, 
aber unrentabel sind, gibt es fi nanzielle Un-
terstützung. 

Viele der Massnahmen würden die Ge-
sellschaft tiefgreifend verändern. Oder wie 
es die Klimastreikenden auf den Punkt brin-
gen: «System Change, not Climate Change» 
(Systemwandel, nicht Klimawandel). Der Kli-
maaktionsplan, ein Märchen? Klimaaktivist 
Hafner ist überzeugt: «Der Plan funktioniert, 
wenn der politische Wille da ist. Und die Po-
litik täte gut daran, ihn zu beachten.» 

www.climatestrike.ch/de/crisis#solutions

Klimawandel: So geht CO2-frei bis im Jahr 2030

Eine Vision? Nein, ein 
konkreter Aktionsplan!

«Der Plan funktioniert, wenn
der politische Wille da ist.
Und die Politik täte gut daran,
ihn zu beachten.»

MATTHIAS HAFNER, KLIMAAKTIVIST 

GRÜNE NEUE WELT: Architekt Vincent Callebaut hat mit bepfl anzten Bambustürmen und integrierten Windkraftanlagen für die Stadt Paris 
seine ökologischen Visionen konkretisiert. VISUALISIERUNG: VINCENT CALLEBAUT
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Kurzarbeit bei der Migros

Und sie  
zahlt doch!
Ausgerechnet jetzt wollte die Migros 
bei der Entschädigung für Kurz­
arbeit knausern. Doch die Unia pro- 
testierte. Mit Erfolg! 

CHRISTIAN EGG

Die Nachricht kam per Mail. Ab 1. Januar, 
hiess es, bezahle die Migros bei Kurzarbeit 
nicht mehr 100 Prozent des Lohnes. Son-
dern nur noch die gesetzlich vorgeschrie-
benen 80 Prozent.

Auch Stefan Ott * hat das Mail erhal-
ten. Er arbeitet in einem der 330 Fitness- 
und Freizeitbetriebe des Migros-Impe

riums. Seit Be-
ginn der zweiten 
Coronawelle ist 
er in Kurzarbeit, 
da sein Betrieb 
geschlossen ist. 

4500 Franken brutto ist sein Monatslohn. 
Mit 80 Prozent bleiben ihm netto gerade 
noch 3000 Franken.

Der Abbau betraf auch 1600 Mitarbei-
tende der Migros-Klubschule und 2600 
beim Reiseunternehmen Hotelplan, wie 
der «Sonntagsblick» berichtete. Sofort pro-
testierte die Unia: «Die Migros-Mitarbeiten-
den haben Besseres verdient, und die Mi-
gros hat auch die Mittel dazu.»

REKORDJAHR. In der Tat: Zwei Tage später 
gab die Migros bekannt: Im Coronajahr 
2020 hat sie einen neuen Umsatzrekord er-
zielt. 29,8 Milliarden, ein sattes Plus von 
vier Prozent. 

Ein Rekordjahr und die Löhne zusam-
menstreichen – das geht nicht. Das sahen 
auch die Migros-Chefs jetzt ein. Und mach-

ten den Abbau rückgängig. Medienspre-
cher Marcel Schlatter gegenüber work: 
«Mitarbeitende der geschlossenen Freizeit-
anlagen, Fitnesscenter, der Klubschule so-
wie der Fachmärkte erhalten weiterhin den 
vollen Lohn.»

Zufrieden sagt Anne Rubin, Chefin De-
tailhandel bei der Unia: «Das war genau, 
was wir mit unseren Mitgliedern verlangt 
haben.» Migros-Mitarbeiter Ott ist froh: 
«Sonst hätte ich mich einschränken müs-
sen. Zu Fuss gehen statt mit dem Bus. Und 
mehr Teigwaren essen, dafür weniger 
Fleisch und Gemüse.» Dass die Migros wei-
ter den vollen Lohn zahle, sei «nichts als 
korrekt», sagt Ott: «Sonst hätte sie ihren Slo-
gan, dass sie allen gehört, wirklich verges-
sen können.»

NICHT FÜR ALLE. Ein Wermutstropfen bleibt: 
Die Mitarbeitenden der Migros-Tochter Ho-
telplan bekommen in der Kurzarbeit wei-
terhin nur 80 Prozent ihres Lohns. Anders 
bei Coop: Das Unternehmen zahlt allen, die 
in Kurzarbeit sind, den vollen Lohn, auch 
für sämtliche Tochterfirmen. 

* Name geändert

«Das ist nichts 
als korrekt.»
� STEFAN OTT*, 

MIGROS-MITARBEITER

MIGROS KREBST ZURÜCK: Jetzt doch voller 
Lohn bei Kurzarbeit.  FOTO: KEYSTONE

workfrage:
Soll die Kurzarbeit
zu 100 Prozent 
entschädigt werden?
Schreiben oder mailen Sie uns Ihre 
Meinung zu diesem Thema! Eine 
Auswahl der Antworten lesen Sie in  
der nächsten Ausgabe.  
E-Mail oder Brief an: work, Frage, 
Postfach 272, 
3000 Bern 15, 
redaktion@workzeitung.ch

Als Corona in die Schweiz kam, über-
nahm der Bundesrat die Verantwor-
tung. Natürlich passierten Fehler, 
was bei einer Pandemie mit einem 
bisher unbekannten Virus in der Na-
tur der Sache liegt. Trotzdem ist die 
Schweiz verhältnismässig gut durch 
die erste Welle gekommen. Doch 
dann tauchten ideologisch verblen-
dete (oder vielleicht einfach auch 
nicht so schlaue) Verbandsfunktio-
näre und eitle Kantonspolitikerin-
nen und -politiker auf. Nicht zuletzt 
deshalb steckt unser Land jetzt in ei-
ner heftigen zweiten Pandemiewelle. 
Ein Blick auf drei Hauptakteure:

DER GEWERBEVERBAND: Das A und 
O jeder Pandemiebekämpfung ist 
die Reduktion von Kontakten. Dar- 
um sind Ladenschliessungen ein 
wirksames Mittel. Das ist wissen-
schaftlich unbestritten. Aber nicht 
für rechte Ideologen wie Gewerbe-
verbandspräsident Hans-Ulrich Big-
ler. Der vom Zürcher Volk aus dem 
Nationalrat abgewählte rechtsflüg-
lige FDP-Politiker drängte auf eine 
Haurucköffnung im Frühsommer. 
Drohte während des Lockdowns den 
Grossverteilern Coop und Migros 
mit Klagen, weil die noch Blumen-
erde und Grabkerzen verkauften. 
Die aktuell gültigen Regeln sind 
eine direkte Folge von Biglers Wüten 
im Frühling. Darum können jetzt 
Blumen gekauft werden, aber keine 
Bücher. Schreibblöcke und Filzstifte, 
aber keine Schulsäcke. Motorsägen 
und Unterhosen, aber keine Hem-
den. Irr? Ja, und die Gewerblerinnen 
und Gewerbler sind zu Recht sauer. 
Nur sollten sie nicht auf den Bundes-
rat sauer sein, sondern auf ihren 

Verbandspräsidenten. Sauer könn-
ten sie auch sein, weil die Öffnungs-
zwängerei des Gewerbeverbandes 
sie um Entschädigungen gebracht 
hat, wie sie Unternehmen in den 
Nachbarländern kennen. Unterdes-
sen fordert auch Bigler umfassen-
dere Entschädigungen. Das hätte 
Bigler schneller und einfacher ha-
ben können, wenn er im Frühling 
pragmatische Verbandspolitik im 
Sinne seiner Mitglieder gemacht 
hätte, statt ideologisch verblendet 
zu wüten. Gewerblerinnen und Ge-
werblern in der Krise kann es nie-
mand verargen, wenn sie im Rah-
men ihrer Sparmassnahmen auch 
bei den Mitgliederbeiträgen die Kon-
sequenzen ziehen.

DIE GASTROSUISSE: Die Gastro- und 
Eventbranche gehört zu den von 
der Pandemiebekämpfung am här-
testen getroffenen Wirtschaftszwei-
gen. Verschärft wurde ihr Elend 

nicht zuletzt durch die verfehlte Po-
litik ihres Branchenverbandes Gas-
trosuisse. Präsident Casimir Platzer 
ist Hotelier im Berner Oberland 
(10-Quadratmeter-Kammer ab 90 
Franken). Vielleicht fehlt ihm auch 
deswegen das Verständnis für die 
realen Bedürfnisse der urbanen 
und halburbanen Gastronomie. 
Denn hätte er im Frühsommer 
nicht im Gleichschritt mit dem Ge-
werbeverband für eine Haurucköff-
nung gewütet, wären die meisten 
Wirtinnen und Wirte, Clubbetrei-
benden und Event-Gastronomen 
besser dran. Immerhin scheint er 
unterdessen begriffen zu haben, 
dass die Berufskolleginnen und 
-kollegen seiner Verbandsmitglie-
der in den Nachbarländern besser 
dran sind. Mit Entschädigungen 
von bis 80 Prozent des Vorjahres-
umsatzes. Darum fordert er jetzt 
auch höhere Entschädigungen. Das 
hätte Platzer schneller und einfa-

cher haben können, wenn er im 
Frühling pragmatische Verbands-
politik im Sinne seiner Mitglieder 
gemacht hätte, statt ideologisch 
verblendet zu wüten. Gastronomin-
nen und Gastronomen in der Krise 
kann es niemand verargen, wenn 
sie im Rahmen ihrer Sparmassnah-
men auch bei den Mitgliederbeiträ-
gen die Konsequenzen ziehen.

DIE KANTONE: Schwer beleidigt ga-
ben sich auch viele kantonale Regie-
rungsmitglieder über die Führungs-
rolle des Bundesrates im Frühling. 
Vehement forderten sie «mehr Ver-
antwortung». Und nahmen sie dann 
nicht wahr. Gingen in den Sommer-
schlaf und ignorierten im Herbst die 
anrollende zweite Welle. Folgen un-
ter anderem: Das Contact-Tracing 
funktioniert faktisch flächende-
ckend nicht. Die Impf-Infrastruktur 
steht trotz monatelanger Vorlaufzeit 
nicht. Die Härtefall-Gelder des Bun-
des sind grösstenteils noch nicht 
ausbezahlt. Die Spitäler sind am An-
schlag. Dafür werden Partikularinter
essen wie jene der Bergbahnen und 
der Jodlerclubs grosszügig bedient 
mit fatalen Folgen für die Pandemie-
bekämpfung. Föderalismus als Blö-
deralismus. 

Unterdessen möchten schon 
zwölf Kantone, dass der Bundesrat 
wieder die ausserordentliche Lage 
ausruft. Eine späte Einsicht nach 
Tausenden von unnötigen Anste-
ckungen und Hunderten unnöti-
gen Toten. Aus dem Kanton kann 
niemand austreten. Aber die Co-
rona-Versager bei der nächsten Ge-
legenheit abwählen können alle.

CLEMENS STUDER

DREIBLATT: Gewerbeverbandspräsident Hans-Ulrich Bigler (l.), Gastrosuisse-
Chef Casimir Platzer und die Kantone.  FOTOS: KEYSTONE

Coronavirus: Schweiz ist wieder im Büsi-Lockdown

Plötzlich ein bisschen Mut
Die mutierten Coronaviren 
verschärfen die Pandemie-
Situation. Der Bundesrat 
steuert wieder stärker. Aber 
immer noch viel schwächer 
als die Nachbarländer.
CLEMENS STUDER

Am 20. Januar (Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe) vermeldete das Bun-
desamt für Gesundheit 8235 Corona-
Tote seit Pandemiebeginn und 
504 918 Erkrankte. Die zertifizierten 
Betten auf den Intensivstationen wa-
ren zu 88 Prozent ausgelastet. Insge-
samt lagen 1936 Menschen wegen 
Corona im Spital. Laut BAG haben 
von den bislang Hospitalisierten 
rund 15 Prozent keine relevanten 
Vorerkrankungen, 83 Prozent min-
destens eine. Die häufigsten sind 
hoher Blutdruck (52 Prozent), Herz- 
und Kreislauferkrankungen (38 Pro-
zent und Diabetes (25 Prozent).

MASSNAHMEN, AUSNAHMEN
Am 13. Januar hat der Bundesrat die 
Corona-Massnahmen wieder ver-
schärft, aber weiterhin nicht die aus-
serordentliche Lage ausgerufen. Un-
ter anderem hat der Bundesrat:
 Die Schliessung von Beizen, Bars 
und Freizeiteinrichtungen bis Fe
bruar verlängert.
 Läden geschlossen, die keine Gü-
ter des täglichen Bedarfs verkau-
fen – mit vielen Ausnahmen (siehe 
Artikel unten). Im Gegenzug hat er 
die beschränkten Öffnungszeiten 
wieder aufgehoben.
 Die Anzahl Menschen, die sich 
privat oder öffentlich treffen dür-
fen, auf fünf aus zwei Haushalten be-
schränkt. Kinder zählen mit.
 Homeoffice verordnet – ebenfalls 
mit vielen Ausnahmen. 

Ebenfalls angepasst wurden 
die Regelungen für Härtefall-Ent-

schädigungen. Die Auszahlung 
bleibt aber weiterhin in der Hand 
der Kantone, von denen viele aber 
trödeln. 

DIE MUTANTEN
Zum Handeln bewogen hat den Bun-
desrat die epidemiologische Ent-
wicklung. Die mutierten Corona

viren aus Grossbritannien, Süd
afrika und Brasilien sind in der 
Schweiz angekommen. Und diese 
verbreiten sich viel leichter als die 
«alten». So rasant verbreiten konn-
ten sich die Mutanten auch, weil die 
Schweiz im Unterschied zu den 
Nachbarländern die Skigebiete of-
fen hält. Für das Geschäft ihrer Berg-
bahnen nehmen die einschlägigen 

Kantone auch riesige Reputationsri-
siken in Kauf. Zum Beispiel in Bel-
gien. Dort mussten wegen einer Tou-
ristin, die sich in ihren Schweizer 
Skiferien angesteckt hat, 5000 Men-
schen in Quarantäne. Im Nobelski-
ort St. Moritz stehen gleich zwei Lu-
xushotels unter Quarantäne. Und in 
Wengen BE mussten wegen Corona 
die Schulen schliessen.

NACHBARN STRENGER
Trotz den in den ersten Januartagen 
getroffenen Massnahmen hat die 
Schweiz weiterhin ein sehr lockeres 
Corona-Regime – einen Büsi-Lock-
down im Vergleich mit unseren 
Nachbarländern. Die fahren einen 
entschiedeneren Kurs. Insbesondere 
Deutschland und Österreich. Ob-
wohl die im Vergleich zur Schweiz in 
Sachen Erkrankungen und Todesfäl-
len besser dastehen. Gleichzeitig 
entschädigen diese Länder auch die 

von den Corona-Massnahmen be-
troffenen Firmen und Selbständigen 
fairer und unkomplizierter als die 
Schweiz. 

WAS KOMMT NOCH?
Während Wissenschafterinnen und 
Wissenschafter über die neusten 
Entwicklungen der Corona-Pande-
mie besorgt sind, blockieren Ver-
bände, rechte Parteien und Kantone 
in der Schweiz entschiedenere Mass-
nahmen. Sowohl gesundheits- als 
auch finanzpolitisch. Und gefähr-
den damit Leben und Existenzen. 
Wie lange das noch schlechtgehen 
kann, ist fraglich. 

Die Schweiz riskiert, die Lage 
erneut entgleisen zu lassen. Zum 
zweiten Mal nach dem letzten 
Herbst. Der Bundesrat hat wegen der 
vielen Mutanten jetzt wieder ein 
bisschen Mut gezeigt. Aber das 
reicht noch längst nicht.

Die Schweiz riskiert,
die Lage erneut
entgleisen zu lassen.

Das Trio infernale der Pandemie-Bekämpfung:  
Gewerbeverband, Gastrosuisse und die Kantone 

UNTER QUARANTÄNE: Luxushotel Badrutt’s Palace in St. Moritz.  FOTO: KEYSTONE
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Corona-Bekämpfung

Geld oder Leben? 
Daneben!
Gibt es einen Widerspruch 
 zwischen Pandemie-
bekämpfung und Wirtschafts-
leben? Nein, sagen die Daten.

CLEMENS STUDER

«Geld oder Leben!» – nach diesem Motto 
von Strassenräubern machten und ma-
chen marktradikale Ökonomen die ge-
sundheitspolitischen Massnahmen ge-
gen die Ausbreitung des Covid-Virus 
madig. Auch in der Schweiz. Rechte Po-
litikerinnen und Journalisten plappern 
es nach. Aber das ändert nichts daran, 
dass es diese Entweder-oder-Frage nicht 
gibt. Das zeigen die Zahlen, welche die 
Forschenden von www.ourworldindata.org
zusammengestellt haben. Ihr Fazit (für 
das erste Halbjahr 2020): Länder, die es 
geschafft haben, die Gesundheit ihrer 
Bevölkerung in der Pandemie zu schüt-
zen, haben im allgemeinen auch ihre 
Wirtschaft geschützt.

BIP UND TOTE. Die Forschenden trugen 
die Daten aus 38 Ländern weltweit zu-
sammen. Das ist erhellend. Zum Bei-
spiel, dass Länder mit einem ähnlichen 
Rückgang des Bruttoinlandprodukts 

(BIP) völlig unterschiedliche Covid- 
Opfer-Zahlen haben. Weil die einen ent-
schiedene Schutzmassnahmen für die 
Gesundheit der Bevölkerung ergriffen, 
die anderen aber favorisierten, dass die 
Wirtschaft ungehindert weiterlief, wie 
es etwa die SVP in der Schweiz  fordert. 

Die USA und Schweden haben im 
ersten Halbjahr 2020 kaum Massnah-
men ergriffen, Dänemark und Polen 
schon. Alle vier Länder hatten einen 
BIP-Rückgang von zwischen rund 8 und 
9 Prozent. Der grosse Unterschied: In 
den USA und in Schweden gab es 5 bis 
10 Mal mehr Tote pro Millionen Ein-
wohnerinnen und Einwohner als in 
 Dänemark und Polen. 

Unterdessen hat auch Schweden 
eingesehen, dass die Laissez-faire-Poli-
tik der ersten Pandemiemonate ein 
Fehler war – und hat zum Teil schärfere 
Massnahmen verfügt, als sie in der 
Schweiz gelten. Darum ist das «Vorbild 
Schweden» auch aus den Kommentar-
spalten der hiesigen Corona-Skeptiker 
verschwunden.

UND DIE SCHWEIZ?
Gegen die Behauptung, Gesundheits-
schutz und Wirtschaft stünden bei der 
Pandemiebekämpfung im Gegensatz, 
sprechen auch weitere Daten. Länder, 
die den stärksten wirtschaftlichen Ab-
schwung erlebt haben, gehören meist 
auch zu den Ländern mit der höchsten 
Todesrate – zum Beispiel Grossbritan-
nien. Und auch die Gegenprobe ist mög-
lich: Länder mit bescheidenen BIP-Ein-
brüchen haben dank entschiedenen 
Pandemiemassnahmen niedrige Ster-
beraten. Zum Beispiel Südkora, Taiwan 
und Litauen. 

Und wie steht es in der Schweiz, 
die in der Untersuchung nicht vor-
kommt? Sie ist auch ökonomisch rela-
tiv glimpfl ich durch die ersten beiden 
Quartale 2020 gekommen. BIP: minus 
8,6 Prozent. Covid-Tote: 1684. Wie es 
nach dem verplemperten Sommer und 
Herbst steht, werden die kommenden 
Wochen zeigen. Bis Ende 2020 zählte 
das Bundesamt für Gesundheit bereits 
7434 Covid-Tote.

Fast 9000 Franken Miete im 
Monat und null  Einnahmen: 
Das geht nicht mehr  lange 
gut, sagt Suthakaran 
 Baskarasivaji vom Berner 
Restaurant Musigbistrot.
CHRISTIAN EGG

Die Tür ist abgeschlossen, die Stühle hochgestellt. 
Das «Musigbistrot» im Berner Monbijou-Quartier 
ist seit fast einem Monat zu. So wie alle Beizen im 
Land: Trotzdem lacht Suthakaran Baskarasivaji, 
als er work empfängt. Er sei ein positiver Mensch, 
sagt der Präsident der Genossenschaft, die das Lo-
kal führt. «Ich bin 200 Prozent motiviert, das ‹Mu-
sigbistrot› am Leben zu erhalten. Konkurs ist keine 
Option.»

Doch die Zahlen, die der 49jährige auswendig 
kennt, verheissen nichts Gutes: Juni bis August 
seien noch okay gewesen, «aber im September 
machten wir 10 Prozent weniger Umsatz als im 
Vorjahr. Im Oktober 50 Prozent weniger, im No-
vember 70 Prozent weniger.» Vor allem, weil der 
Kanton Bern Anlässe mit mehr als 15 Personen ver-
bot. Firmenapéros, Geburtstage und Weihnachts-
essen fi elen ins Wasser. Und seit der Bundesrat am 
22. Dezember die Beizen schloss, betragen die Ein-
nahmen null Franken.

MIT DER MIETE WIRD’S ENG
Die fi xen Ausgaben aber bleiben. Vor allem die 
Miete, 8800 Franken im Monat. Während des ers-
ten Lockdowns habe die Eigentümerin den Miet-
zins reduziert. Aber von Juni bis Dezember habe 
er die volle Miete bezahlt, sagt Baskarasivaji : «Das 
ist wichtig. Wenn wir die Kündigung bekommen, 
ist das das Ende.»

Neben anderen Fixkosten wie Strom und So-
zialabgaben schmerzen den Beizer vor allem die 
Lebensmittel, die er wegwerfen musste. Zum Bei-
spiel Bier für den Offenausschank. Eine Lieferung 
umfasse jeweils 20 Fässer, sagt er: «Das Bier hat ein 
Ablaufdatum. Danach dürfen wir es nicht mehr 
ausschenken.» Insgesamt habe er im ersten Lock-
down Waren im Wert von fast 10 000 Franken ent-
sorgen oder verschenken müssen.

PRIVATES DARLEHEN
Es klopft an der Tür. Der Pöstler bringt einen Sta-
pel Briefe. Baskarasivaji schaut sie kurz durch: 
«Noch mehr Rechnungen.» Im Herbst nahm er ein 
Darlehen auf, um für die laufenden Kosten des 
«Musigbistrots» aufzukommen. Nicht im Namen 
der Firma, sondern privat. Mit 50 000 Franken 
steht er seither bei einem Freund in der Kreide. Er 
sagt: «Wir Tamilen helfen einander.»

Aber jetzt, mit dem zweiten Beizen-Lockdown 
bis mindestens Ende Februar, reicht auch das 
nicht mehr. Der Betrieb braucht Unterstützung, 

um überleben zu kön-
nen. Immerhin: Jetzt 
gelten Restaurants au-
tomatisch als Härte-
fälle. Auch Baskarasi-
vaji will deshalb beim 
Kanton Hilfe beantra-

gen. Und vor wenigen Tagen hat er der Vermiete-
rin einen Brief geschrieben und angefragt, ob er 
einen Teil der Miete erst später bezahlen könne. 
Eine Antwort hat er noch nicht.

DIE CHANCE GEPACKT
Das «Musigbistrot» ist auch Mitglied beim Arbeit-
geberverband Gastrosuisse. Mit dessen Lobbying 
für eine rasche Wiederöffnung der Beizen im 
Frühling und gegen strengere Corona-Massnah-
men in der zweiten Welle ist Baskarasivaji aber gar 
nicht einverstanden: Zwar sei es für den Betrieb 
und für ihn persönlich «schlimm» gewesen, als der 
Bundesrat die Beizen wieder geschlossen habe: 
«Aber für das ganze Land war es richtig. Auch Gas-
trosuisse muss akzeptieren, dass gegen diese Pan-
demie alle mithelfen müssen.»

Alle gemeinsam: Das gilt auch im «Musigbis-
trot». Und zwar seit 2015. Damals ging der Wirt 
konkurs. Den Mitarbeitenden drohte die Arbeits-
losigkeit. Da enstand im Team die Idee, das Lokal 

selber weiterzuführen – als Genossenschaft. Bas-
karasivaji war einverstanden: «Ich hatte als ein-
ziger schon Erfahrung mit Firmengründungen, 
früher hatte ich ein Geschäft für tamilische Le-
bensmittel, später auch ein Restaurant. Ich sagte 
den anderen: Kommt, wir machen das! Das ist bes-
ser, als stempeln zu gehen.»

Sieben von zehn Mitarbeitenden waren inter-
essiert. Sie holten sich Rat bei der Unia, schrieben 
einen Businessplan. Jeder und jede trieb irgendwo 
5000 Franken auf. Und dann sprachen sie bei der 

Vermieterin vor. Ebenfalls eine Genossenschaft: 
die gemeinnützige Fambau, ihr gehören in Bern 
und Umgebung 2600 Wohnungen. Und, was Bas-
karasivaji noch heute freut: «Sie gab uns diese 
Chance.»

ES FÄGT
Danach sei das Bistrot fast wie bisher weiter gelau-
fen, nur mit noch mehr Motivation und Einsatz, 
«weil es jetzt uns gehörte». Von den sieben Grün-
derinnen und Gründern sind vier auch heute noch 
dabei, drei neue sind dazugekommen. Baskarasi-
vaji sagt: «Wir sind wie eine Familie geworden. Es 
ist das beste Team, das man sich vorstellen kann!»

2019 wurde er Präsident. Aber sein Lohn 
bleibt gleich: «4500 Franken im Monat, gleich viel 
wie der Koch.» Wichtige Fragen bespreche man 
gemeinsam, sagt er. «Aber wir haben auch abge-
macht: Wenn fertig diskutiert ist, entscheide ich, 
wie wir es machen.» Auch für die Finanzen müsse 
am Schluss er alleine geradestehen. «Besser, nur 
einer geht konkurs als alle sieben», sagt er und 
lacht wieder. Und lässt keine Zweifel offen: So 
weit will er es nicht kommen lassen.

So kämpft Beizer Baskarasivaji um die Existenz seines Bistrots

«Konkurs ist für 
mich keine Option»

 «Ich sagte den
anderen: Kommt,
wir machen das!»
 SUTHAKARAN BASKARASIVAJI, 
       BEIZER

Wegen Corona: Alle
Gastro-Kurse gratis!
Die Beiz ist zu: der ideale Zeitpunkt für eine 
 Weiterbildung! Das fi nden auch die Sozialpart-
ner im Gastgewerbe. Deshalb haben sie ab 
s ofort zusätzliche Subventionen für alle Kurse 
in der Branche beschlossen. 

AUCH FÜR JOBSUCHENDE. Egal, ob Käse-Som-
melier oder Küchenchefi n, das Lernen einer 
Sprache oder ein nachgeholter Lehrabschluss: 
jetzt sind alle durch den Gesamtarbeitsvertrag 
unterstützten Kurse kostenlos. Und die Betriebe 
erhalten jetzt noch mehr Entschädigung für die 
Zeit, in der die Teilnehmenden fehlen.
Auch vorübergehend Stellenlose im Gast-
gewerbe können profi tieren. Die Aktion gilt bis 
August 2021. Mehr Infos unter 
weiterbildung-inklusive.ch. (che)

BEIZER SUTHAKARAN  BASKARASIVAJI: 
«Die Beizenschliessung war richtig. 
Auch Gastro suisse muss akzeptieren, 
dass gegen diese Pandemie alle 
mithelfen müssen.» FOTO: YOSHIKO KUSANO

Neue Zahlen zeigen: Wer
die Gesundheit schützt,
schützt die Wirtschaft.

GEHT ZUSAMMEN: Covid-Schutz und 
gute Wirtschaftszahlen. FOTO: ISTOCK



Es fällt leicht, sich über  
den Putschversuch des  
Trump-Mobs in den USA  
zu entsetzen, zu empören oder  
zu belustigen. Dabei ist gerade 
die Schweiz seit über drei 
Jahrzehnten ein Parade
beispiel dafür, wie rechte 
Demagogen eine bürgerliche 
Demokratie nachhaltig  
beschädigen können. 

CLEMENS STUDER

Christoph Blocher ist nicht Donald 
Trump. Er ist schlauer. Als Pfarrers­
sohn und Enkel eines in Deutsch­
land eher ungelittenen religiösen 
Eiferers, der ins Berner Oberland 
flüchtete und sich das Bürgerrecht 
kaufte, hat er eine andere Ge­
schichte. Aber den gleichen Drang, 
reich und mächtig zu sein. Zur Elite 
zu gehören – und das hat er auch 
geschafft. Mit vielen Tricks und vie­
len Spekulationen auf dem Finanz­
markt. Den meisten hängt ein 
Gschmäckli an. Die Übernahme der 
Ems war Blochers Gesellenstück. 
Statt – wie es sein Auftrag gewesen 
wäre – für die angeblich schlecht 
laufende Firma einen Käufer zu su­
chen, redete er die Firma gegen­
über der Besitzerfamilie schlecht. 
Und kaufte sie dann selber für ei­
nen Viertel des Substanzwertes. Mit 
einem Millionenkredit der damali­
gen Bankgesellschaft. 

Richtig reich wurde Blocher al­
lerdings nicht mit seinen Aktivitä­
ten auf dem Werkplatz, sondern 
mit seinen Aktivitäten im Finanz­
casino. Er gehörte zu den ersten 
Kunden von Martin Ebners BZ Bank. 
Ebner zimmerte ihm auch jährlich 
neue «Instrumente», um möglichst 
viel des Ems-Gewinnes steuerfrei 
auf Blochers Konten zu schaufeln. 
Später zerschlug das Team Blocher/
Ebner die Traditionsfirma Alu­
suisse – mit hohem Gewinn. Blo­
cher sass auch im Verwaltungsrat 
der später fallierten «Pharma Vi­
sion» von Martin Ebner. Und kas­
sierte pro Sitzung über 1 Million 
Franken. Insgesamt waren es 67 
Millionen zwischen 1991 und 1996. 

DER WILLE ZUR MACHT
Christoph Blocher ist nicht Donald 
Trump. Doch das Geld reichte bei­

den irgendwann nicht mehr. Sie 
wollten Macht. Am liebsten Macht, 
die Geld einbringt. So stieg Blocher 
in die Politik ein. Und kaperte die 
solidbürgerliche Zürcher SVP. Eine 
Partei der Bauern und (ländlichen) 
Gewerbler. Dort waren seine Chan­
cen auf Einfluss grösser als bei der 
damals noch Hochfinanzpartei 
FDP. Denn beim Freisinn wäre er 
gewesen, was er ist: ein Empor­
kömmling. Ganz anders bei der 
SVP. Dort inszenierte sich der Mil­
lionär volkstümlich. Trotz allen 
Verwaltungsratsmandaten – unter 
anderem bei der damaligen Bank­
gesellschaft. Blocher baute die Zür­
cher SVP zu einer rechtsnationalis­

tischen Kampforganisation um. 
Ausländerfeindlich, gegen die 
Gleichberechtigung der Frauen, ge­
gen die Sozialwerke, gegen Mieten­
denschutz, gegen Minderheiten 
und Ausgaben für Bildung und Ge­
sundheitswesen. Aber für Steuer­
senkungen für Unternehmen und 
Reiche. Blocher gewann Wähleran­
teile und griff schliesslich nach der 
SVP Schweiz. 

Christoph Blocher ist nicht Do­
nald Trump. Doch beide eint die 
Verachtung für Gerichte und Parla­
mente. Obwohl sowohl Blocher wie 
Trump sich immer auf «das Volk» 
beziehen, verachten sie die Institu­
tionen – wenn sie ihnen nicht will­
fährig sind. Trump hoffte auf die 
von ihm eingesetzten Richter, die 
seine Wahlfälschungslügen abseg­
nen sollten. Und er forderte Partei­
kollegen in Regierungsämtern auf, 
das Recht zu beugen. Die Blocheris­
ten ihrerseits setzen ebenfalls 
«ihre» Richterinnen und Richter un­
ter Druck, damit diese die «richti­
gen» politischen Urteile fällen. Wer 
nicht willfährig ist, wird in den par­
teinahen Medien und bei Wahlen 
frontal angegriffen. Auf der ande­
ren Seite hatte Blocher, als er noch 
Bundesrat war, keine Hemmungen, 
zu lügen und sich über Gerichtsur­
teile hinwegzusetzen: So liess er im 
Auftrag der USA Akten vernichten 
und griff in die Arbeit der Bundes­

anwaltschaft ein. Nach seiner Ab­
wahl spielte er dann eine bis heute 
nicht geklärte Rolle beim Putsch ge­
gen Nationalbankpräsident Philipp 
Hildebrand.

BELEIDIGT UND WÜTEND
Christoph Blocher ist nicht Donald 
Trump. Doch Ab- oder Nichtwahlen 
ertragen beide Führer gleich 
schlecht. 1999 kandidierte Blocher 
zum ersten Mal als Bundesrat. Er 
wollte anstelle der Sozialdemokra­
tin Ruth Dreifuss gewählt werden – 
und wurde es nicht. Danach drohte 
er dem Parlament: «Wir sehen uns 
bei Philippi wieder!» Das ist römi­
sche Geschichte und Shakespeare 
und bedeutet interpretiert: «Ich 
werde mich rächen.» Vier Jahre spä­
ter gelang Blocher seine Rache, 
und er kam in den Bundesrat. Wel­
che Mission Blocher hatte, brachte 
sein Bruder Gerhard am besten auf 
den Punkt: «Er muss den ganzen 
Sauladen unserer Politik ausräu­
men.» Dann zückte Gerhard vor 
laufender Kamera ein Sackmesser 
und sagte: «Das heisst Nahkampf, 
das heisst Blut!» Das war das Blo­
cher-Prinzip 13 Jahre vor dem 
Sturm des Trump-Mobs auf das 
Washingtoner Kapitol.

ES IST NICHT VORBEI
Der US-Unflat ist weg, der rechte 
ideologische Unrat bleibt. Auch in 
der Schweiz. Das zeigt sich gerade 
in der aktuellen Coronakrise: SVP-
Bundesrat Ueli Maurer und die 
SVP-Führerschaft haben eine Stand­
leitung. Die angeblichen oder tat­

sächlichen Interna aus dem Bun­
desrat landen dann umgehend bei 
den vereinigten Aargauer und Zür­
cher Zentralredaktionen. In den 
USA hat sich unterdessen der frü­
here Trump-Sender Fox News vom 
einstigen Idol abgesetzt. Wohl aus 
wirtschaftlichen Gründen. Die 
Schweizer Medienhäuser scheinen 
sich immer noch Gewinn davon zu 
versprechen, jeden SVP-Furz zu in­
halieren und unter die Leute zu 
bringen.

Der US-Unflat ist weg, der rechte ideologische Unrat 
bleibt. Auch in der Schweiz: 

Blocher ist nicht 
Trump, aber …

OLIVER FAHRNI

Manchmal machen ein paar Sekunden 
Geschichte. Sicherheitsleute konnten 
den US-Vizepräsidenten Mike Pence und 
die Sprecherin der Demokratischen Par­
tei, Nancy Pelosi, gerade noch rechtzeitig 
in Schutzräume bugsieren, als bewaff­
nete, rechtsextreme Anhänger von US-
Präsident Donald Trump am 6. Januar 
das US-Parlament (Capitol) stürmten. Die 
«weissen Terroristen» seien nur 20 Meter 
hinter ihnen gewesen, sagte später ein 
FBI-Mann. Hunderte von Parlamentarie­
rinnen und Parlamentariern rannten um 
ihr Leben und verbarrikadierten sich. 

Aufgetauchte Videos zeigen, dass in 
Washington kein entfesselter Mob wü­
tete, sondern mehrere gut organisierte 
Gruppen. Militärische Kommandos wer­
den gerufen, gezielt potentielle Geiseln 
gesucht, Dokumente fotografiert. Je­
mand legte zwei Rohrbomben. «Dies ist 
eine Revolution», schrie eine Angreiferin 
in die Kamera.

Doch am Ende scheiterte die Geisel­
nahme der US-Abgeordneten durch die 
Trumpisten. Der mitgebrachte Galgen 
für den «Verräter» Pence trat nicht in Ak­
tion, die Ermordung Pelosis fand nicht 
statt. Ende Staatstreich. Sieben Personen 
starben dabei. 	

Noch-Präsident Trump, der den 
Putsch am Morgen angeheizt hatte («wir 
marschieren jetzt zusammen aufs Capi­
tol») und ihn dann im Weissen Haus am 
Fernsehen verfolgte, musste die geplante 
Ausrufung von Ausnahmezustand und 
Kriegsrecht absagen. Das Ende der De­
mokratie in den USA war vorläufig auf­
geschoben. 

LEBENSLANG KRIMINELL
Seither sinken Trumps Aktien. Die Deut­
sche Bank, die ihn mit Milliardenkredi­
ten finanziert hatte, trennte sich von 
Trump (und von der für ihn zuständigen 
Direktorin), er steht dort nun mit min­
destens 300 Millionen Dollar in der 
Kreide. Weitere Grossbanken, Konzerne 
und der US-Industriellenverband wand­
ten sich von ihm ab. Twitter hat ihm, wie 
die meisten sozialen Medien, den Funk 
gekappt, nach 30 000 Lügen (von der Ta­
geszeitung «Washington Post» gezählt). 
Die Stadt New York annullierte alle Ver­
träge mit dem Trump-Konzern. Sogar die 
Vereinigung der Profigolfer will künftig 
Trumps 19 Golfplätze meiden. 	

Mit einem zweiten Impeachment-
Verfahren wollen die Demokraten 
Trump künftig von allen öffentlichen 
Ämtern fernhalten. Der Mann, der Auto­
kraten wie Putin und Kim Jong-un ver­
ehrt und sich schon als «Präsident auf Le­
benszeit» wähnte, wird «den Rest seines 
Lebens als brennende Hölle in Gerichts­
sälen und Gefängnissen erleiden», pro­
phezeit Rick Wilson, ein Ex-Republika­
ner und Politstratege. Derzeit arbeiten 
mehr als zwei Dutzend Staatsanwälte 
Trumps kriminelle Karriere auf. Die Vor­
würfe reichen von Wirtschaftskriminali­
tät über Amtsmissbrauch und sexuelle 
Nötigung bis zum Umsturzversuch. 
Trump ist sogar darin innovativ: Ein Prä­
sident putscht gegen die Regierung. Her­
bert Marcuse, der marxistische US-Den­
ker, hatte vor vielen Jahren geschrieben: 
«Die amerikanische Form des Faschis­
mus ist der vorbeugende Staatsstreich. 
Ein Putsch, um der demokratischen Ab­
wahl zuvorzukommen.» Doch als sich 
Tränengas, Pulverdampf und Pfeffer­
spray gelegt hatten, und die National­

garde um das Capitol eine «grüne Zone» 
sicherte, sagte der gewählte Präsident 
Biden, nun sei die Zeit gekommen, «zur 
Normalität zurückzukehren». Waren die 
vier Jahre Trump nur ein Aussetzer? 
Trump ade, alles gut? Und was heisst in 
den USA Normalität?

BIDENS FROMMER WUNSCH
Joe Biden mag sich das wünschen, doch 
zwischen ihm und der demokratischen 
Normalität stehen ein zerrissenes Land 
und eine Republikanische Partei, die in 
ihrer Mehrheit längst mit vielen demo­
kratischen Prinzipien gebrochen hat. 

Nicht nur, weil prominente Republika­
ner und die eher schlicht gestrickten 
Trump-Söhne die Putschisten unterstütz­
ten. Selbst als der Angriff auf das Parla­
ment der führenden Weltmacht schon 
weltweit verurteilt oder schadenfroh be­
grinst wurde, waren noch 147 republika­
nische Senatorinnen und Senatoren und 
Abgeordnete bereit, an der Trump-Lüge 
von der «gestohlenen Wahl» festzuhal­
ten. Trotz 4 Jahren rassistischer Hetze 
und 400 000 Coronatoten.

Der scheidende Präsident, der ei­
nen Führerkult um seine Person insze­
niert und einfordert, ist gewiss irre, aber 
er ist in den Augen der Harvard-Professo­
rin Lisa McGirr kein Irrläufer. Sie hat ein 
Standardwerk über die US-Rechte ge­
schrieben. Am 13. Januar notierte sie: 
«Trump ist keine Verirrung, er ist die 
Blaupause der Republikanischen Partei. 
Er ist ihre Vergangenheit und ihre Zu­
kunft.» 

WEISSE MÄNNER ZUERST
Trumps Linie ist und bleibt die Leit­
schnur der Partei: weisse Vorherrschaft, 
neoliberaler Abbau der sozialen Sicher­
heit, Steuersenkungen für Reiche und 
Konzerne, Ausschluss afroamerikani­
scher und hispanischstämmiger US-Ame­
rikanerinnen und -Amerikaner von den 
Wahllisten, Kritik der Demokratie, mili­
tarisierte Grenzen, Unterdrückung so­
zialer Bewegungen und Nationalismus. 

Nichts daran ist wirklich neu. All 
dies gründet tief in der Republikani­
schen Partei. Kein Zufall, dass an Trump-
Demos und beim versuchten Staats­
streich die Flagge der Konföderierten 
auftauchte, das Banner der Sklavenhal­
ter-Südstaaten. Man kann sich ihren 
Schock vorstellen, als am Tag vor dem 
Coup im Capitol ein schwarzer Prediger, 
Raphael Warnock, und ein Sohn jüdi­
scher Immigranten, Jon Ossoff, die zwei 
Senatssitze des Südstaates Georgia für 
die Demokraten eroberten und damit 
die republikanische Mehrheit im Senat 
kippten.

TRUMP-HÖRIGE REPUBLIKANER
Dass die Partei, die Trump hervorge­
bracht hat, ihm bis heute zu weiten Tei­
len noch hörig ist, liegt daran, dass 
Trump beziehungsweise seine rechtsex­
tremen Hintermänner wie der Medien­
unternehmer und Ideologe Stephen 
Bannon ein Grundproblem für die Repu­
blikaner gelöst haben. Es begann 1981 
mit dem Einzug Ronald Reagans ins 
Weisse Haus. Reagan setzte die neolibe­

rale Revolution in Gang. In den vier Jahr­
zehnten republikanischem Neoliberalis­
mus (dem sich in der Zwischenzeit auch 
der demokratische Präsident Bill Clinton 
nicht entzog) wuchsen die sozialen Un­
terschiede scharf an. Die (fast durchweg 
weisse) Oberschicht bereicherte sich 
enorm, aber immer breitere Schichten 

versanken in Armut, manchmal sogar in 
pure Not. Seit der Krise 2000 traf dies 
auch immer stärker die Mittelschichten, 
die grosse Krise von 2008 warf sie ganz 
auf die Knie. Den Republikanern bra­
chen die Wählerinnen und Wähler weg. 

Nach der Wahl Barack Obamas im 
Jahr 2009 modernisierten Bannon & Co. 
ein altes Konzept der Republikaner: Der 
Mächtige gewinnt, wenn er die soziale 
Auseinandersetzung als Rassenkrieg 
führt.Trump sagte nun in der Essenz: Die 
Schwarzen, die Hispanics, die Immigran­
ten und die Muslime nehmen euch Weis­
sen das Land und den Wohlstand (und 
die Frauen) weg. Und die amerikani­
schen Werte. Obama ist kein richtiger 
Amerikaner. Mit Wahlbetrug stehlen sie 
euch sogar die Regierung. Ihr seid die 
Opfer einer globalisierten (jüdisch-is­
lamisch-kommunistischen-pädophilen) 
Elite. Aber ich, Trump, bin euer Messias. 
im Krieg für den Westen und die USA. Ich 
hole unser Land zurück.

Derlei kennt man schon aus anderen Zei­
ten, und die Rechtsnationalen in Italien, 
Frankreich, Ungarn, Polen, Brasilien, In­
dien und der Schweiz (siehe Artikel 
links) bedienen sich des gleichen Opfer-
Musters. Übrigens oft vom selben Steve 
Bannon beraten. Frappant daran ist nur, 
dass es fast immer die Täter sind, die 
Herrschenden, die diese Opfer-Rhetorik 
führen. Trump tat dies besonders wirk­
sam, weil er ihr einen weiteren Dreh ver­
passte, indem er seine Wählerinnen und 
Wähler durch permanentes Lügen und 
seine Medienmacht in eine Parallelwelt 
führte. Jetzt glauben fast die Hälfte der 
Republikaner sogar, nicht Trumps Leute 
hätten das Capitol überfallen, sondern 
linke Antifaschisten und die Anhänger 
von Black Lives Matter – als Trumpisten 
getarnt. 

MYTHOS ARMER WEISSER MANN
Auf das Märchen vom armen kleinen 
weissen Mann, der Trump in seiner Ver­
zweiflung gewählt habe, sind viele rein­
gefallen. Nach dem Wahlsieg Trumps 
2016 spielten Kommentatorinnen und 
Kommentatoren das Thema bis zum Ver­
druss. Die Amerikanistin Sylvie Laurent, 
die an den Universitäten Stanford, Ber­
keley und Paris lehrt, räumt in ihrem 
neuesten Buch («Pauvre petit blanc») mit 
dem Mythos vom Weissen, der ver­
drängt wird, gründlich auf: «Dieses Land 
leidet unter einer schweren Krankheit: 
der immensen Ungleichheit. Die USA 
brauchen tiefgreifende Reformen und 
Umverteilung.» 

Sicher haben im verschärften neoli­
beralen Kapitalismus viele weisse Män­
ner ihren Job verloren – aber noch mehr 
Afroamerikaner und Latinos. Die Ar­
beitslosigkeit der Latino-Haushalte lag 
Mitte 2020 nach offiziellen Regierungs­
zahlen bei 19 Prozent, jene der afroame­
rikanischen bei 16 Prozent und die der 
weissen bei 14 Prozent. Doppelt so viele 
afroamerikanische Familien wie weisse 
leben unter der Armutsgrenze. Sicher 
sinkt der Wohlstand der Mittelschicht, 
aber eben nicht nur der Weissen: Das Me­
dianvermögen (die eine Hälfte liegt dar­
unter die andere darüber) der Afroame­
rikanerinnen und Afroamerikaner liegt 
heute bei 17 600 Dollar pro Haushalt, bei 
den Weissen hingegen neunmal höher 
(171 000 Dollar). Latinos bringen es auch 
nur auf 20 700 Dollar. 

Wenn irgendjemand diskriminiert 
wird, dann nicht der arme weisse Mann. 
Afroamerikanerinnen und Afroamerika­
ner sind sehr viel häufiger im Gefängnis, 
erleiden ungefilterte Polizeigewalt und 
sind von Corona deutlich stärker betrof­
fen. Wie schon Martin Luther King sagte: 
«Kapitalismus schafft Rassismus.» In ei­
ner wirklich demokratischen Gesell­
schaft wären Rassenfragen Unsinn, weil 
Rassen nicht existieren. Wird die soziale 
Unterdrückung aber entlang ethnischen 
Grenzen organisiert und legitimiert, 
wird das Sprengstoff. 

Interessant, wer da nach dem Capi­
tol-Sturm der Polizei in die Fänge geriet 
oder sich auf dem Netz für seine eigenen 
«Heldentaten» feierte: Alle Formen von 

Extremisten, die Trump für seine Zwecke 
gefördert hatte. Rassisten, Faschisten wie 
die «Proud Boys», Neonazis, christliche 
Fundamentalistinnen, Verschwörungs­
gläubige (etwa von Q-Anon) und Corona­
leugner. Viele Militärs und Polizisten. 
Überdurchschnittlich viel Mittel­
schichtsberufe. Fast ausschliesslich 
Weisse, sehr viele Frauen. Die meisten 
fühlten sich «vom Präsidenten ge­
schickt», wie sie in Verhören kundtaten.

Bernie Sanders, der grosse alte 
Mann der US-Linken in der Demokrati­
schen Partei, sieht darum, wie Amerika­

nistin Sylvie Laurent, die Rückverteilung 
von Chancen und sozialer Sicherheit als 
zentrale Herausforderung für den neuen 
Präsidenten: «Die Kernfrage ist, warum 
immer noch so viele einen Mann wie 
Trump wählen. Wenn die Demokraten es 
nicht schaffen, sich für die arbeitenden 
Klassen, egal ob schwarz, weiss, latino 
oder amerindianisch, gegen die mächti­
gen Interessen der Wirtschaft durchzu­
setzen, kommt 2024 ein Autokrat an die 
Macht, der vielleicht noch schlimmer ist 
als Trump.»

Joe Biden hat früher, bevor ihn Ba­
rack Obama zu seinem Vize machte, zen­
tristisch bis rechts politisiert. Und er 
steckt tief im Polit-Establishment drin. 
Seine vorläufige Kabinettsliste ist inter­
essant. Elisabeth Warren, die ihm bei 

den Primärwahlen einheizte, steht nicht 
darauf. Hingegen hat er mit Kamala Har­
ris eine starke Kontrahentin als Vizeprä­
sidentin. Die Wirtschaft dürfte eher be­
ruhigt auf die Ökonomie-Routiniers in 
Bidens Regierung schauen. Hingegen 
will er für Arbeit und Soziales Leute er­
nennen, die als progressiv gelten und die 
den Gewerkschaften nahestehen. 

DIE BULLDOGGE
Der «neue Biden», sagt der US-Dokumen­
tarfilmer Michael Moore, sei eine Bull­
dogge. 78jährig, wolle der Präsident eine 
markante Spur hinterlassen. Sofort nach 
seiner Vereidigung wird er eine Salve von 
Dekreten abschiessen, die besonders 
üble Trump-Beschlüsse rückgängig ma­
chen. Vor allem aber will er schnell ein 
1,9-Billionen-Dollar-Paket durchsetzen, 
das für Millionen US-Amerikanerinnen 
und -Amerikaner rasche und konkrete 
Verbesserungen bringt
 bei der Impfung gegen Covid-19, 
 beim Arbeitslosengeld, 
 beim Mindestlohn und beim Zugang 
zu Obamacare: nach Trump sind über 
40 Prozent der Bevölkerung ohne Kran­
kenversicherung. 

Doch erst einmal gilt es, Trump zu 
entsorgen und die bewaffneten Ultra­
rechten, deren Mitgliedschaft das FBI auf 
mehrere Millionen schätzt, ruhigzustel­
len. Moore warnt: «Dies alles ist noch 
lange nicht zu Ende.»

Dieser Text wurde drei Tage vor der Amtsüber-
gabe, am 17. Januar, geschrieben. 

Ab- oder Nichtwahlen 
ertragen beide Führer 
gleich schlecht.

Blocher und Trump 
eint die Verachtung 
der Institutionen.

VOR DEM BUNDESHAUS: SVPler werben 2018 auf dem Bundesplatz für die Verhüllungsverbotsinitiative, die am 7. März 
an die Urnen kommt. Nils Fiechter, mit einem Sprengstoffgürtel; ganz rechts Walter Wobmann.  FOTO: KEYSTONE

USA: Das Ende von Trump ist nicht das Ende des Trumpismus

Die amerikanische Krankheit

IM CAPITOL: Trump-Anhänger stürmen am 6. Januar gewaltsam ins Capitol. Zuvor hatte Trump zu einem Marsch aufs Capitol aufgerufen.  FOTO: KEYSTONE

«Dies alles ist noch lange 
nicht zu Ende.»

US-FILMER MICHAEL MOORE

Zwar will der neue US-Präsident Joe Biden sofort 
nach seiner Vereidigung eine Salve von Dekreten 
abfeuern, die besonders üble Trump-Beschlüsse 
rückgängig machen. Und ein 1,9-Billionen-Dollar-
Paket durchsetzen, das vielen Menschen  
Verbesserungen bringt. Doch: Das allein kann  
das zerrissene Land nicht heilen.

«Die USA leiden unter einer 
schweren Krankheit: der 
immensen Ungleichheit.» 

AMERIKANISTIN SYLVIE LAURENT

«Trump ist keine Verirrung, 
er ist die Vergangenheit und 
Zukunft der Republikaner.»

HARVARD-PROFESSORIN LISA MCGIRR
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Der US-Bundesstaat Wisconsin zeigt, 
wie wichtig kollektive Löhne für die 
Lohngleichheit zwischen Frauen und 
Männern sind. Die republikanische 
Mehrheit im Parlament beschnitt dort 
2011 die Gewerkschaftsrechte im 
 öffentlichen Dienst. Seither können 
Gewerkschaften in Gesamtarbeits-
verträgen (GAV) nur noch über Basis-
gehälter verhandeln. Zugleich wurde 
dem Staat erlaubt, Löhne individuell 
festzusetzen. Damit verschwanden 
Lohnsysteme, wie wir sie auch bei 
der öffentlichen Hand in der Schweiz 
kennen. Lohnsysteme, die Arbeit-
nehmende aufgrund ihrer Arbeits-
erfahrung (Lohnstufen) beziehungs-
weise Ausbildung und Funktion 
(Lohnklassen) unterscheiden.

MEHR UNGLEICHHEIT. Der Angriff auf 
die Gewerkschaften führte zu unglei-
cheren Löhnen. Eine neue Studie zeigt 
für die öffentlichen Schulen in Wiscon-
sin, dass die Löhne der Lehrerinnen 
sanken und jene der Lehrer stiegen, 
nachdem die GAV mit festen Lohn-

systemen ausgelaufen waren, die vor 
2011 abgeschlossen worden waren 
(siehe Grafi k). Die Autorinnen der Stu-
die stellen auch fest, dass nun beson-
ders junge Lehrerinnen zu tieferen 
Löhnen eingestellt werden. Aber auch 
bei älteren Lehrerinnen wachsen die 
 Unterschiede, weil ihre Lohnerhöhun-
gen geringer ausfallen. Insgesamt 
könnte wegen der Reform den Lehre-
rinnen in einem Berufsleben von 
35 Jahren ein ganzes Jahresgehalt 
vorenthalten werden. Das ist viel, 
wenn man bedenkt, dass es vor 2011 
kaum Unterschiede gab.

KOLLEKTIV STATT INDIVIDUELL. Die Stu-
die räumt auch mit dem vielbemühten 
Argument auf, dass Frauen weniger ver-
dienten, weil sie schlechter verhandeln 
würden. Die Autorinnen können viel-
mehr nachweisen, dass das Gegen-
über entscheidend ist. Zu Lohnunter-
schieden kam es nämlich nur in 
 Schulen mit männlichen Chefs. Unter 
weiblicher Führung verhandeln Lehre-
rinnen nicht nur gleich häufi g, sondern 

auch gleich gut wie Lehrer. Das stützt 
die These, dass Frauen in einem männ-
lich geprägten Umfeld bei Verhandlun-
gen diskriminiert werden.  Forderungen, 
Frauen für mehr Lohngleichheit stärker 
zu individuellen Verhandlungen zu moti-
vieren, könnten deshalb kontraproduk-

tiv sein. Die Studie legt im Gegenteil 
nahe, auf kollektive Löhne zu setzen, 
statt den Chefs Spielraum zum Diskri-
minieren zu geben.

David Gallusser ist Ökonom beim 
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB)
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Jahre bis bzw. nach Ende
eines GAV mit festem Lohnsystem

Ende eines GAV mit
festem Lohnsystem

Frauen Männer

Ohne GAV sinken die Löhne der Frauen
Lohnentwicklung von Lehrerinnen und Lehrern in Wisconsin, USA

KOLLEKTIVE LÖHNE SCHAFFEN LOHNGLEICHHEIT
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Neue Studie zeigt:

Rechter Terror 
nimmt stetig zu
Während die Zahl der Opfer 
von Terrorismus insgesamt 
sinkt, steigt sie im Bereich 
des Rechtsextremismus 
markant.

JONAS KOMPOSCH

Die gute Nachricht zuerst: Seit 2014 
ist die Zahl der durch Terroran-
schläge Getöteten stetig gesunken. 
Und zwar um beachtliche 59 Pro-
zent. In Zahlen: Rund 35 000 Men-
schen starben im Extremjahr 2014, 
«nur» noch knapp 15 000 waren es 
im Jahr 2019. Zu diesem Befund 
kommt das wissenschaftliche Insti-
tut für Wirtschaft und Frieden (IEP) 

mit Sitz in Sydney in seinem «Global 
Terrorism Index 2020», der wohl aus-
führlichsten Langzeitstudie über die 
Entwicklung des Terrorismus. Den 
Hauptgrund für diese positive Ent-
wicklung sehen die Forschenden in 
den herben Kriegsniederlagen des 
sogenannten Islamischen Staats (IS) 
in Syrien und im Irak.

Dennoch ist die aktuelle Situa-
tion alles andere als beruhigend. So 
forderten die weltweiten Terrorakte 
in den letzten vier Jahren insgesamt 

stets rund drei Mal mehr Opfer als 
noch Anfang der 2000er Jahre. Und 
während islamistische Anschläge 
sowie die Opferzahlen im Mittleren 
Osten und in Nordafrika zurückgin-
gen, stiegen letztere in Südostasien 
sowie in Zentral- und Südamerika 
an. Dies insbesondere aufgrund 
 politisch motivierter Gewalt – etwa 
gegen Gewerkschafter oder Journa-
listinnen. Und in der sogenannt 
westlichen Welt, wozu die IEP-For-
schenden die Länder Westeuropas, 
Nordamerikas und Ozeaniens zäh-
len, verüben Rechtsextreme immer 
häufi ger Attentate.

ESKALATION IN DEN USA
Das Ausmass dieses braunen Ter-
rors bilanziert das Institut wie folgt: 
Seit 2015 ist die Zahl rechtsextre-
mer Anschläge in der westlichen 
Welt um satte 250 Prozent gestie-
gen – auf jährlich rund 50 Fälle. 
Dies ist der höchste Stand seit Ana-
lysebeginn im Jahr 1970. Gemessen 
an den Opferzahlen in den westli-
chen Ländern, hat damit der Rechts-
terrorismus den religiös motivier-
ten zuletzt sogar überholt. Im Jahr 
2019 gingen hier 89 von insgesamt 
108 Terrortoten auf das Konto 
rechtsextremer Täter. Am stärksten 
betroffen waren die USA, wo in den 
vergangenen 18 Jahren 113 Men-
schen durch 167 rassistische oder 
neonazistische Anschläge starben. 
An zweiter Stelle steht Deutschland 
mit 48 Anschlägen und 19 Toten. 
Die höheren Zahlen führt das IEP 
zurück auf eine politische Stim-
mung, die zunehmend von Unru-
hen, Polarisierung, Instabilität und 
rechtspopulistischen Parteien ge-
prägt sei. Wie schnell die Lage eska-
lieren kann, zeigen die USA. 2017, 
im ersten Präsidialjahr Donald 
Trumps, hielten 7 Prozent der Be-
völkerung Gewalt für ein legitimes 
Mittel zur Durchsetzung politi-
scher Ziele. 2020 waren es bereits 34 
Prozent. Das machte das IEP Ende 
November publik – 40 Tage später 
stürmten Trump-Fans das Kapitol.

David Gallusser

Sprachgerechtigkeit: Endlich sind die Frauen nicht mehr nur mitgemeint!

Der Duden ist jetzt auch eine Dudin
Es hat Jahrzehnte gedau-
ert, aber nun hat auch 
das wichtigste deutsche 
Wörterbuch «Duden» 
gehandelt und 12000 
Berufsbezeichnungen 
gegendert. Vorerst jedoch 
nur online.

MARIE-JOSÉE KUHN

Endlich ist der Dieb ein Mann! Neuer-
dings auch bei Duden Online (www.
duden.de). Er ist nämlich «eine männ-
liche Person, die fremdes Eigentum 
heimlich entwendet». Drum kann 
Mann einer Frau jetzt defi nitiv nicht 
mehr grammatikalisch korrekt hin-
terherrufen: «Haltet den Dieb!» Denn 
sie ist eine Diebin. Endlich sind wir 
Frauen in den männlichen Wortfor-
men nicht mehr versteckt. Und nur 
mitgemeint. Sondern kommen in der 
Muttersprache auch zur Sprache. 
Zum Beispiel in den Berufsbezeich-
nungen. Als Apothekerinnen, Musi-
kerinnen oder Politikerinnen. Es hat 
Jahrzehnte gebraucht, aber jetzt gibt 
es selbst die Duden-Redaktion zu: 
«Die männlichen Formen waren nie 
geschlechtsneutral.»

Aber genau das hatten uns die 
Hüterinnen und Hüter der deut-
schen Sprache bisher weismachen 
wollen. Der Fachausdruck dafür 
heisst «generisches Maskulinum». 
Das bedeutet so viel wie: männliche 
Formen können in der deutschen 
Sprache auch im verallgemeinern-
den Sinne (eben «generisch») verwen-
det werden. Also auch für Frauen. 
Dies, obwohl daneben durchaus 
weibliche Wortformen existieren. 

MANN ALS CHEFIN
Die deutsche Sprache ist ein Mann. So 
kritisiert seit langem besonders eine: 
die deutsche feministische Linguistin 
Luise F. Pusch. Und dass ihre Kritik 
nichts mit «Gender-Wahnsinn» zu 
tun hat, wie man ihr vorwirft, erklärt 
sie so: «Es ist durch Studien erwiesen, 
dass die meisten Menschen bei dem 
Maskulinum nicht an Frauen und 
Männer denken, sondern nur an Män-
ner. ‹Wer wird der nächste Bundes-
präsident?› ist somit eine klassische 
Suggestivfrage, weil sie durch das ge-
nerische Maskulinum keinen Raum 

lässt für den Gedanken an eine Frau. 
Dieses Konzept kann man auf die 
ganze Sprache übertragen. Die deut-
sche Sprache ist eine suggestive Spra-
che, die immer nur den Mann nahe-
legt und die Frauen selbst aus ihrer 
 eigenen Vorstellung hinausdrängt.» 
Das ist verheerend. Nicht nur auf 
Sprach ebene. Sondern auch im  Leben. 
Bus chauffeurinnen? Kampfpilotin-
nen? Baggerführerinnen? Physikerin-
nen? Allzu lange gab es sie weder-
noch. Das Sichtbarmachen von 
Frauen in der Sprache ist deshalb zen-
tral. Wer’s bestreitet, gendere mal 
umgekehrt und verkünde im Büro: 
«Meine Chefi n ist ein Mann.» 

ENTERICH ALS FRAU
Und trotzdem erntet die Duden-Reak-
tion jetzt heftigste Kritik für ihr fort-
schrittliches Tun: «grotesk und ab-
solut unverantwortbar» sei diese 
 Genderei, gifteln verschiedene Me-
dien. Solches Hyperventilieren ken-
nen wir doch: Als die linke Wochen-
zeitung WOZ am 11. September 1987 

ihre Zeitung als «Pusch-Ausgabe» her-
ausbrachte, als Ausgabe, feminisiert 
von Luise Pusch, tönte es ähnlich 
wild. Es war eine Pioniertat in Sachen 
Sprachfeminisierung in der Schweiz. 
Aber einzelne Autoren weigerten sich 
sogar, der Wissenschafterin ihren 
Text zur Feminisierung zu überge-

ben. Gegenderte Texte würden müh-
sam, langfädig und umständlich: die-
ses Vorurteil lebt auch heute noch. Da-
bei zeigt gerade die Art, wie work in 
seinen Artikeln Sprachgerechtigkeit 
herstellt, wie leicht das gehen kann. 
Das «steilaufragende I» (Pusch) wie in 
«KundInnen» verwenden wir nicht. Zu 
undifferenziert und schwierig auszu-
sprechen. Aber wir brauchen das 
Splitting: Kundinnen und Kunden. 
Und immer öfter auch das Sternchen 
vor der weiblichen Endung: 
Kund*innen. Damit sind dann alle Ge-

schlechter gemeint. Und wir verwen-
den das geschlechtsneutrale «die 
Kundschaft». Statt «jeder, der …» ver-
wenden wir den Plural: «alle, die …». 
Und wenn wir mal eine Reihe von Be-
rufen aufzählen müssen, wechseln 
wir ab mit den Geschlechtern: «Kran-
kenpfl eger, Pilotinnen, Verkäufer und 
Augenärztinnen». Und überall sind 
entweder die Frauen oder die Männer 
mitgemeint. Sozusagen ausglei-
chende (Un-)Gerechtigkeit. 

Diese gibt’s im sprachlichen Tier-
reich übrigens schon lange. Auch dar-
auf hat die lustige Luise Pusch kürz-
lich hingewiesen: «Die Ente, der 
 Enterich, die Enten: Hier wird das 
Maskulinum aus dem Femininum ab-
geleitet, und so geht es dem Enterich 
wie den Frauen.» Sprachlich ist er das 
abgeleitete Geschlecht. Für ihn wird 
sich das wohl nicht so schnell ändern. 
Trotz Duden-Reform.

www.duden.de: Wörterbuch online

www.fembio.org/biographie.php/

GENERISCH: In der Onlineversion des Nachschlagewerks Duden ist die männliche Form nicht mehr im verallgemeinernden 
Sinne verwendet. FOTO: KEYSTONE

Die deutsche Sprache legt
immer den Mann nahe
und verdrängt die Frauen.

Rechtsnationalisten
schaffen mit ihrer Hetze
ein Klima der Gewalt.

MOB: Fans von Donald Trump 
stürmen das Parlament. FOTO: KEYSTONE



50 Jahre Frauenstimmrecht (9): Christiane Brunner

Die Nichtwahl
Die grosse work-Serie mit Historikerin Dore Heim
Die 100. Bundesratswahl am 3. März 1993 war 
der Knaller! Nie zuvor hatte eine Nichtwahl in 
den Bundesrat eine grössere und nachhaltigere 
politische Wirkung entfacht als die Nichtwahl 
von SP-Kandidatin Christiane Brunner. Und nie 
zuvor war Schweizer Politik aufregender gewe-

sen als in der Wo-
che vom 3. bis zum 
10. März 1993. Es wa-
ren sieben Tage, die 
die Schweiz verän-
derten. Sie wurde 
vom Brunner-Effekt 
regelrecht erschüt-

tet: Die Nichtwahl der unerschrockenen Ge-
werkschafterin sorgte für eine politische Mobi-
lisierung der Frauen über alle Parteien und 
 sozialen Unterschiede hinweg. Das hatte das 
Land seit der Einführung des Frauenstimm- und 
-wahlrechts 1971 nie mehr erlebt. Und noch-
mals bediente Mann sich der ganzen frauen-

feindlichen Klaviatur, mit der Mann die Schwei-
zerinnen jahrzehntelang politisch unmündig 
gehalten hatte. 

DIE DRECKKAMPAGNE
Kaum hatte SP-Bundesrat René Felber am 13. Ja-
nuar seinen Rücktritt bekanntgegeben, kam 
der Name von Christiane Brunner ins Spiel. Sie 
war damals Präsidentin der Metallgewerkschaft 
Smuv (heute Unia) und Genfer Nationalrätin. 
Ebenfalls im Rennen um den frei werdenden 
Bundesratssitz: SP-Mann Francis Matthey aus 
Neuenburg. Er bleibt stets unter dem Radar der 
Medien und der Öffentlichkeit. Gegen Brunner 
hingegen polemisiert man von Beginn weg. Die 
Organisatorin und Lichtfi gur des Frauenstreiks 
von 1991 war für viele Männer eine nicht an-
nehmbare Provokation. «Was bloss in dieses 
Land gefahren ist?» entsetzte sich zum Beispiel 
die «Weltwoche»: «Eine Gewerkschafterin mit 
schmaler Kinderhand und grossen Augen in 
den Bundesrat?» Und der «Blick» hechelte: 5 Kin-
der. 3 Männer. Karriere im Turbo. Harmonie per-
fekt. Doch Bern tuschelt weiter.»

Die SP beschliesst, Brunner als einzige Kan-
didatin ins Rennen zu schicken. Jetzt geht die 
Hetze erst recht los. Ein anonymer Brief kursiert 
im Parlament und bei den Bundeshausjourna-
listen: Es gebe Nacktfotos von Brunner, und sie 
habe abgetrieben. Aus der Kindfrau wird jetzt 
eine Sex- und Skandalnudel. Befeuert wird die 
dreckige Kampagne nachweislich von einem 
schillernden SP-Nationalrat aus Genf, der Drit-
ten gegenüber versichert, die Nacktfotos gese-
hen zu haben. Ist die Smuv-Präsidentin zu we-
nig links, zu angepasst und zu machtorientiert 
zugleich? Oder geht es um etwas ganz anderes? 
Brunner kam aus bitterarmen Verhältnissen 
und löste mit ihren blonden Haaren und ihrem 
frechen Look tiefsitzende Ängste bei Männern 
aus. Und offenbar auch Phantasien. Es wurde 
ihr das Bild der «Serviertochter» angehängt. Und 
Mann fragte hinter vorgehaltener Hand: «Kann 
so eine in den Bundesrat?»

DIE ZWILLINGSSCHWESTERN
Gierig greifen die Medien die Gerüchte auf, 
keine einzige Zeitung fordert Beweise, auch 
nicht die SRG. Spekuliert wird nur noch über 

den Inhalt der Nacktfotos, bis Christiane Brun-
ner am 9. Februar an einer Medienkonferenz die 
«Fake News» entschieden dementiert. Die Ver-
leumder rächen sich am 3. März: «Gewählt ist 
Francis Matthey mit 130 Stimmen.» 

Die SP hat sich in den zehn Jahren seit der 
Nichtwahl von Bundesratskandidatin Lilian Uch-
tenhagen verändert. Den Spitzen von Fraktion 
und Partei wird im Vorfeld der absehbaren Wahl 
von Francis Matthey klar, dass die Basis diesmal 
den Austritt aus dem Bundesrat beschliessen 
würde. Unmittelbar nach der Wahl kommt es zu 
einer heftigen Fraktionssitzung. Matthey, unter 
Druck, verlangt eine Woche Bedenkzeit. 

SP-Präsident Peter Bodenmann und Partei-
sekretär André Daguet als Chauffeur brausen in 
den nächsten Tagen in einem gemieteten roten 
Mercedes mit Autotelefon kreuz und quer durch 
die Schweiz, von einer Sitzung zur nächsten. In 
Neuenburg verhandeln sie am Küchentisch mit 
Francis Matthey. Im Zürcher Bahnhofbuffet mit 
den übrigen Bundesratsparteien. Mit Christiane 

Brunner und Ruth 
Dreifuss in der 
Westschweiz. In 
Zürich beschlies-
sen die Delegier-
ten, an Christiane 
Brunner als Kandi-
datin festzuhalten 

und gleichzeitig der Fraktion den Auftrag zu er-
teilen, eine Lösung zu fi nden. Christiane Brun-
ner entscheidet, gemeinsam mit Ruth Dreifuss 
zu kandidieren. Die beiden Sozialpolitikerinnen 
treten nun als «Zwillingsschwestern» auf. 

Diese verzuckerte Inszenierung der Un-
trennbaren, garniert mit der Sonnenbrosche, die 
sie tragen, wird die wütenden Frauen vor dem 
Bundeshaus besänftigen. Es funktioniert auch, 
dank der professionellen Haltung der beiden Pro-
tagonistinnen. Sie stellen ihre politischen Ziele 
über persönliche Animositäten. Ein Glücksfall 
für die Schweiz und die Frauen. Am 10. März wird 
Ruth Dreifuss im dritten Wahlgang gewählt, als 
erste SP-Frau und erste Jüdin und als 100. Mit-
glied der Landesregierung. Ihr Äusseres ent-
sprach dem bürgerlichen Frauenbild, und sie 
war für die meisten Parlamentarier ein unbe-
schriebenes Blatt.

work-Serie: 
Stimmrechtsfrauen

Am 7. Februar 2021 wird das 
natio nale Stimm- und Wahlrecht 
der Frauen in der Schweiz 
50jährig. Bis dann wird 
Gewerkschafterin und Historike-
rin Dore Heim die unerschro-
ckensten und wichtigsten 
«Frauenrechtlerinnen» in einer 
work-Serie porträtieren. Bisher 

gewürdigt wurden: Katharina  Zenhäusern, die 
als erste Schweizerin abstimmen ging. Iris von 
 Roten, eine der  radikalsten Denkerinnen der 
 Sache der Frauen. Emilie Lieberherr, «Animal 
politique» wie keine andere Politikerin in der 
Schweiz. Josi Meier, die CVP-Politikerin, die sich 
eine  eigene Meinung leistete. Martina Hälg-
Stamm, die  Pionierin in Mostindien. Dora 
Schmidt, die erste Bundesbeamtin der Schweiz. 
Die kompromisslose Revolutionärin Rosa Bloch. 
Und Margarethe Faas-Hardegger, die Anarchis-
mus, Abtreibung und freie Liebe propagierte. 
Alle Teile der Serie gibt es hier:
www.rebrand.ly/frauenstimmen

FOTO: NICOLAS ZONVI

CHRISTIANE BRUNNER (73) war die erste Frau an der Spitze einer Gewerkschaft – und des Gewerkschaftsbundes. Von 1982 bis 1989
war die Juristin Chefi n beim VPOD und von 1992 bis 2000 bei der Metallgewerkschaft Smuv, einer Vorgängerorganisation der Unia. 
1994 bis 1998 teilte Brunner sich das SGB-Präsidium mit GBI-Chef Vasco Pedrina. Und von 2000 bis 2004 war sie SP-Präsidentin. FOTO: KEY
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1993 bediente
Mann sich
nochmals jener
frauenfeindlichen
Klaviatur …

… mit der Mann die
Schweizerinnen
jahrzehntelang
politisch unmündig
gehalten hatte.
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Die Briefträgerin &
das Altern
«Wieder ein Jahr überstanden», 
stellt die Briefträgerin fest. 
«Wieder eine Runde älter.» Ist 
gut. Macht nichts. Sie denkt zu-
rück: Der Teamchef, der sie vor 
mehr als einem Dutzend Jahren 

auf den Job abrichtete, impfte 
ihr unter anderem eine Leis-
tungsorientierung ein, gegen 
die ihr Immunsystem sich 
kaum wehren konnte und die 
ihr heute noch zu schaffen 
macht. Wider besseres Wissen, 

sozu sagen. Was eingetrichtert 
wurde, ist eben nicht so leicht 
wieder auszutrichtern. Zumal 
in einer leistungsbezogenen 
Umgebung.

ALTERSERSCHEINUNG. Jener 
Teamchef war ein paar Jahre äl-
ter als die Briefträgerin. Einmal, 
als trotz seinen Performance-
Ansprüchen ein wenig Zeit zum 
Plaudern war, erzählte er ihr 
von den Alters erscheinungen 
und welchen Einfl uss sie auf die 
Postarbeit hätten. Die Briefträ-
gerin erinnert sich vor allem an 
seinen Hinweis, gerade die fein-
motorischen Fähigkeiten wür-
den im Alter nachlassen, was 
sich deutlich beim Sortieren 
von Papier bemerkbar mache.

Inzwischen weiss die Brief-
trägerin aus eigener Erfahrung, 
wovon er damals sprach. Sie ist 
heute weniger stresstauglich 
denn je. Bei kaltem Wetter be-
schlägt ihr Atem die Lesebrille, 
die nun auf ihrer Nase sitzt, die 
Haut ihrer Hände ist trockener 
als früher, die Sendungen rut-
schen ihr öfter aus den Fingern, 
und vor allem beim eiligen Ab-
zählen der Promopost kommt 
sie sich manchmal ungeschickt 
und unbeholfen vor.

RESPEKT. Es gibt einige gesell-
schaftliche Trends, die die Brief-
trägerin nicht versteht. Einer 
davon ist der Jugendlichkeits-
wahn. Warum Jugendlichkeit 
behaupten, statt auf ein würdi-
ges Altern zu pochen? Warum 
sich an den Jungen messen, 
statt einem Körper Respekt zu 
erweisen, der ein Leben lang 
seine Arbeit tat, und einem 
ebensolchen Gedächtnis? War-
um jugendhaft schnell sein wol-
len, statt eine Anpassung der 
Tempovorgaben als selbstver-
ständlich einzufordern?

Jung im Herzen – das 
schon! Trotz oder gerade wegen 
der nachlassenden körperli-
chen Leistungsfähigkeit.

Katrin Bärtschi ist Briefträgerin
in Bern und Gewerkschafterin.

Bärtschi-Post
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«Jung im Herzen –
das schon! Aber
warum sich an den
Jungen messen?»
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Fragen und Antworten zum neuen     zweiwöchigen Vaterschaftsurlaub

Papi-Zeit für das   Neugeborene
Die Radio- und Fernseh-
abgabe sinkt um 30 Fran-
ken. Ausserdem gibt es 
dieses Jahr eine Rückver-
gütung von 50 Franken.

Mit der Umwandlung der gerä-
teabhängigen Empfangsgebühr 
in eine geräteunabhängige Ab-
gabe sanken die Kosten für pri-
vate Haushalte Anfang 2019 
von 451 auf 365 Franken. Nun 
wird’s nochmals um 30 Fran-
ken billiger. Denn die Einnah-
men fi elen in den letzten zwei 
Jahren höher aus als erwartet. 
Deshalb hat der Bundesrat eine 
Anpassung vorgenommen. Die 
neuen Preise liegen bei 335 
Franken für private Haushalte 
und 670 Franken für Kollektive.

RÜCKZAHLUNG. Bis April 2015 
mussten die Schweizer Haus-
halte auf den Empfangsgebüh-

ren für Radio und Fernsehen 
 jeweils die Mehrwertsteuer ent-
richten. Dann aber entschied 
das Bundesgericht, dafür fehle 
die rechtliche Grundlage. Seit-
her sind die Gebühren mehr-
wertsteuerfrei. Für die bis April 
2015 ohne Rechtsgrundlage er-
hobene Steuer kommen alle 
Privathaushalte, die für das 
Jahr 2021 eine Gebührenrech-

nung erhalten, in den Genuss 
einer pauschalen Rückvergü-
tung von 50 Franken. Serafe, 
die Erhebungsstelle für die Ra-
dio- und Fernsehabgabe, zieht 
diesen Betrag von der Rech-
nung ab. Ein Gesuch ist nicht 
nötig.

Radio und Fernsehen 2021

80 Franken weniger
FINANZIERUNG

0,25 PROMILLE
MEHR EO
Für den neuen Vater-
schaftsurlaub rechnet das 
Bundesamt für Sozialver-
sicherungen (BSV) mit Kos-
ten von jährlich rund 230 
Millionen Franken. Dieser 
Betrag geht zulasten der 
Kasse der Erwerbsersatz-
ordnung (EO). Zum Aus-
gleich der Kosten ist der 
EO-Beitragssatz auf Anfang 
2021 von 0,45 auf 0,5 
Lohnprozente erhöht wor-
den. Die Hälfte davon über-
nimmt der Arbeitgeber. Das 
bedeutet für Ihre Lohnab-
rechnung eine Erhöhung 
des EO-Abzugs um 0,025 
Prozent – von bisher 0,225 
auf 0,25 Prozent. (jk)

Mini-Beamer: Darauf 
kommt’s an

KOMPAKTE KISTE: Auch kleine Projektoren können grossen Spass machen. FOTO: SHUTTERSTOCK

Achten Sie beim Kauf
auf eine genügend hohe
Aufl ösung.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Mini-Beamer sind nicht grösser als ein Taschenbuch und 
sollen zu Hause Kino-Feeling ermöglichen. Doch viele 
Modelle taugen nur für stark abgedunkelte Räume. Darauf 
sollten Sie beim Kauf achten:

Aufl ösung: Wichtig ist bei den Geräte-Infos die sogenannte 
«native Aufl ösung»: Günstige Geräte haben meist eine 
native Aufl ösung von 800 × 480 Pixel. Für Filme in HD-Auf-
lösung braucht es aber 1280 × 720 Pixel oder mehr.
Helligkeit: Sie wird mit der Bezeichnung ANSI-Lumen 
beschrieben. Je grösser die Leinwand 
und je heller der Raum, desto mehr 
ANSI-Lumen braucht es. Bei vollständig 
abgedunkeltem Raum reichen 200 bis 
500 ANSI-Lumen für ein zwei Meter 
breites Bild. Über 2000 ANSI-Lumen sind für helle Räume 
mit etwas Tageslicht geeignet. 
Kontrast: Je höher der Kontrast, desto schärfer wirkt das 
Bild. Der Beamer sollte mindestens einen Kontrast von 
5000 : 1 haben.
Akku: Einige Mini-Beamer haben einen eingebauten Akku. 
Damit ist man unabhängig von einer nahen Steckdose 
vor Ort. 
Lampe: In Mini-Beamern wird meist eine LED- oder DLP-
Lampe eingebaut. LED-Lampen brauchen wenig Strom und 
erzeugen wenig Wärme – es ist also kein lauter Kühler 
nötig.
Lautsprecher: Die eingebauten Boxen klingen oft nicht gut. 
Erkundigen Sie sich beim Kauf, ob sich via Kabel oder Blue-
tooth Lautsprecher anschliessen lassen. MARC MAIR-NOACK

tipp im work

Bei der Geburt ihres 
 Kindes haben Väter 
ab dem 1. Januar 2021 
 Anspruch auf 14 Tage 
Vaterschaftsurlaub. 
work erklärt die Regeln.
MARTIN JAKOB

Gegen den Widerstand von SVP, 
FDP und Gewerbeverbänden 
hat das Schweizer Volk im ver-
gangenen September mit deut-
lichem Mehr Ja gesagt zum 
 bezahlten Vaterschaftsurlaub. 
Alle Firmen müssen ihn gewäh-
ren. Hier die wichtigsten Fragen 
zum neuen Papi-Urlaub.

Was muss ich tun, um 
 Vaterschaftsurlaub zu erhalten?
Informieren Sie Ihre Firma über 
die Vaterschaft und teilen Sie 
mit, wann Sie den Urlaub bezie-
hen möchten. Verpfl ichtet zum 

Bezug des Urlaubs sind Sie hin-
gegen nicht.

Bekomme ich während des 
 Urlaubs den vollen Lohn?
Während des Vaterschaftsur-
laubs haben Sie Anspruch auf 
80 Prozent des Lohns, maximal 
aber 196 Franken pro Tag (zwei 
Wochen entsprechen 14 Tag-
geldern). Es kann sein, dass die 
Firma auf 100 Prozent auf-
stockt, das wäre aber freiwillig, 
ausser der Einzelarbeitsvertrag 
oder der Gesamtarbeitsvertrag 
sehen etwas anderes vor.

Muss ich mit der Mutter des 
 Kindes verheiratet sein?
Nein. Sie müssen auch nicht 
mit ihr unter einem Dach woh-
nen. Jedoch müssen Sie die Va-
terschaft anerkannt haben, und 
dies innert sechs Monaten nach 

der Geburt. Sind Sie Schweizer 
Bürger und in der Schweiz 
wohnhaft, können Sie die Aner-
kennung bei jedem Zivilstands-
amt erklären. Wenn Sie nicht 
Schweizer Bürger sind, ist die 
Anerkennung beim Zivilstands-
amt am Geburtsort oder am 
Aufenthaltsort Ihres Kindes so-
wie am Wohnsitz oder am Hei-
matort seiner Mutter möglich. 

Kann ich den Urlaub auch erst 
 beziehen, wenn das Kind schon 
etwas älter ist?
Sehr beschränkt. Die Bezugsfrist 
beträgt sechs Monate und läuft 
ab dem Tag der Geburt. Bezie-
hen Sie den Urlaub nicht innert 
dieser Frist, haben Sie den An-
spruch verwirkt.

Kann ich meine zwei Wochen 
auch tageweise beziehen?

Ja. Ob Sie den Vaterschaftsur-
laub en bloc, in Form von zwei-
mal einer Woche oder in einzel-
nen Tagen beziehen, ist Ihnen 
überlassen. Die Firma darf Ihre 
Wahlfreiheit nur einschränken, 
wenn sie zwingende betriebliche 
Gründe geltend machen kann.

Ich bin seit einem halben Jahr 
 arbeitslos. Habe ich auch in der 
 Arbeitslosigkeit Anspruch auf 
 Vaterschaftsurlaub?
Ja. Melden Sie Ihren Anspruch 
bei der AHV-Ausgleichskasse an 
und informieren Sie das für Sie 
zuständige RAV. Die Höhe der 
Vaterschaftsentschädigung ent-
spricht mindestens dem bisheri-
gen Arbeitslosentaggeld.

Ich arbeite unregelmässig im 
Stundenlohn bei verschiedenen 
Firmen und kann bei keiner 

von ihnen Vaterschaftsurlaub 
geltend machen. Habe ich 
 dennoch  Anspruch darauf? 
Ja, sofern Sie während der neun 
Monate vor der Geburt des Kin-
des während mindestens fünf 
Monaten eine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt haben – in der Schweiz 
oder in einem EU- oder EFTA-
Land. Machen Sie Ihr Bezugs-
recht bei der Ausgleichskasse 
geltend. Das Taggeld beträgt 80 
Prozent von einem Dreissigstel 
des durchschnittlichen Monats-
einkommens vor der Geburt, 
höchstens aber 196 Franken pro 
Tag. Ein Beispiel: Haben Sie im 
Durchschnitt 4800 Franken 
brutto verdient, beträgt das-
Taggeld 160 Franken. Bei zwei 
Wochen Urlaub sind das vier-
zehnmal 160, also 2240 Fran-
ken,  abzüglich Sozialversiche-
rungsbeiträgen (AHV/IV/EO).

NAH SEIN: Die zusätzliche Zeit fürs Baby und für die Familie stärkt die Beziehung 
zum Kind und entlastet die Mutter. FOTO: ISTOCK

MARTIN JAKOB

Über eine Million Mitarbeitende 
bezogen im April 2020, auf dem 
Höhepunkt des Lockdowns, Kurz-
arbeitsentschädigung. In den 
Sommermonaten sank die Zahl 
bis auf rund 200 000. Doch bereits 
im November meldeten die 
Schweizer Firmen wieder gegen 
650 000 Personen zur Kurzarbeit 
an. Und nun sorgen die neuen 
Massnahmen vom Bund und den 
Kantonen für eine weiter wach-
sende Zahl von Firmen, die ihr 
 Personal nur noch eingeschränkt 
beschäftigen können. Wie wäh-
rend der ersten Pandemiewelle 
trifft es die Gastronomie und 
 Hotellerie, den Fachhandel, den 
Tourismus und die Kulturschaf-
fenden am härtesten. 

Die aus der Arbeitslosenkasse 
bezahlte Kurzarbeitsentschädi-
gung entlastet die Firmen fi nan-
ziell und hat den Zweck, Ent-
lassungen zu vermeiden. Leider 
 bedeutet Kurzarbeit aber keinen 
Kündigungsschutz. 

KURZARBEIT – 
SO FUNKTIONIERT’S
Um Sie zur Kurzarbeit anzumel-
den, braucht die Firma Ihre Ein-
willigung. Zurzeit kann sie diese 
mündlich einholen und muss 
nicht für jede einzelne Person eine 
schriftliche Zustimmung einrei-
chen. Zwei weitere Erleichterun-
gen: Falls Ihre Firma Kurzarbeit 

anmeldet, müssen zuvor entstan-
dene Überstunden nicht zuerst ab-
gebaut werden. Und wenn Sie die 
durch Kurzarbeit gewonnene freie 
Zeit für einen Zwischenverdienst 
oder eine selbständige Tätigkeit 
nutzen, müssen Sie das dabei er-
zielte Einkommen dem Arbeitge-
ber nicht melden. 

Die Kurzarbeitsentschädi-
gung beträgt 80 Prozent des nor-
malen Einkommens (Ausnahme 

siehe unter «Sie verdienen weniger 
als 4340 Franken»). Bei Teil-Kurzar-
beit erhalten Sie für geleistete Ar-
beitsstunden den vollen Lohn, für 
die ausgefallenen Stunden 80 Pro-
zent. Die Sozialversicherungsbei-
träge werden immer auf dem Nor-
mallohn berechnet. 

Sie verdienen weniger als 4340 
Franken: Für Menschen mit gerin-
gem Einkommen haben die Ge-
werkschaften eine Sonderrege-
lung erstritten. Sie gilt rückwir-
kend ab dem 1. Dezember 2020 
und bis zum 31. März 2021. Bis zu 
einem Monatseinkommen von 

3470 Franken (umgerechnet auf 
eine 100-Prozent-Stelle) beträgt die 
Kurzarbeitsentschädigung für Sie 
100 Prozent. Für Einkommen zwi-
schen 3470 und 4340 Franken be-
trägt die Kurzarbeitsentschädi-
gung einheitlich 3470 Franken. Ab 
4340 Franken gilt die reguläre Ent-
schädigung von 80 Prozent. 

Sie arbeiten auf Abruf: Personen, 
deren Beschäftigungsgrad von Mo-
nat zu Monat um mehr als 20 Pro-
zent schwankt, haben seit 9. April 
2020 und bis vorläufi g 30. Juni 
2021 ebenfalls Anrecht auf Kurzar-
beitsentschädigung, sofern sie seit 
mindestens sechs Monaten in ei-
nem unbefristeten Arbeitsverhält-
nis stehen. Der Arbeitsausfall wird 
auf Basis der letzten 6 oder 12 Mo-
nate vor Beginn der Kurzarbeit be-
rechnet, es gilt die Berechnung, 
die für die betroffene Person die 
vorteilhaftere ist. 

Sie sind in der Lehre: Seit 1. Januar 
dieses Jahres können Lehrbetriebe 
wieder Kurzarbeit für die Lernen-
den beantragen. 

Sie arbeiten in einem befristeten 
Vertrag: Seit 1. Januar können Fir-
men wieder Kurzarbeit für befris-
tet Angestellte beantragen. 

Sie arbeiten temporär: Temporärfi r-
men sind seit dem 1. September 
nicht mehr berechtigt, Kurzarbeit 
abzurechnen. 

QUARANTÄNE – WER ZAHLT?
Reisen Sie aus einem Risikogebiet 
ein oder hatten engen Kontakt zu 
einer Person, die positiv auf das 
 Virus getestet wurde, müssen Sie 
zehn Tage in Quarantäne. Mitte 
 Januar waren in der Schweiz rund 
35 000 Personen von dieser Mass-
nahme betroffen. Trifft es auch 
Sie, müssen Sie diesen Stuben-
arrest zu Hause abhocken, sollten 
sich von gesunden Personen im 

gleichen Haushalt fernhalten und 
dürfen nur für Arztbesuche aus-
ser Haus gehen. Unangenehm ge-
nug – aber was sind die fi nanziel-
len Folgen? Nicht in jedem Fall 
werden Sie für die Quarantäne 
entschädigt.

Leer gehen Sie aus, 
� wenn Sie aus Vorsicht zu Hause 
bleiben (zum Beispiel nach einer 
Alarmmeldung auf Ihrer Covid-
App), ohne dass die Quarantäne 
ärztlich oder behördlich verfügt 
worden ist.
� wenn Sie nach einem Ferienauf-
enthalt aus einem Land heimkeh-
ren, das schon zu Beginn Ihrer 

Ihr Lohn bei Kurzarbeit und Quarantäne: Das gilt aktuell

Schadensbegrenzung in der  Pandemie
AUSGESTEUERT
AB 1.  JANUAR 2021

LICHTBLICK
FÜR ÄLTERE
Die Lage am Arbeitsmarkt ver-
düstert sich. Damit steigt erfah-
rungsgemäss auch das Risiko 
älterer Arbeitsloser, lange keine 
Stelle mehr zu fi nden und aus-
gesteuert zu werden. Bisher 
 bedeutete das häufi g, wenige 
Jahre vor der Pensionierung  
auf Sozialhilfe angewiesen zu 
sein oder Renten vorzeitig in 
 Anspruch nehmen zu müssen – 
mit der einschneidenden Folge 
massiver Kürzungen. Das 
neue Bundesgesetz über Über-
brückungsleistungen für ältere 
Arbeitslose (ÜLG) schafft Ab-
hilfe. Es tritt voraussichtlich per
1. Juli 2021 in Kraft. Auf Druck 
des Gewerkschaftsbunds haben 
aber bereits Personen, die ab
1. Januar ausgesteuert werden, 
Anspruch auf die Leistungen, 
sobald das Gesetz in Kraft tritt. 

BESSERE LEISTUNGEN. Die Über-
brückungsleistungen nach dem 
neuen Gesetz orientieren sich 
an den Regeln der Ergänzungs-
leistungen und bieten deshalb 
mehr als die Sozialhilfe. Die 
Höhe der Leistung bemisst sich 
am ausgewiesenen individuellen 
Bedarf bis zum Maximalbetrag 
von 43 762 Franken pro Jahr für 
Alleinstehende und 65 644 Fran-
ken für Ehepaare. Darüber 
 hinaus werden Krankheits- und 
Behinderungskosten bezahlt. 
Bezugsberechtigt sind alle, die 
ab 1. Januar 2021 nach Errei-
chen des 60. Altersjahrs ausge-
steuert werden und insgesamt 
20 AHV-Beitragsjahre vorweisen 
können, wovon mindestens 
5 Jahre nach Erreichen des 
50. Altersjahrs. Das Durch-
schnittseinkommen pro Jahr 
muss mindestens in der Höhe 
der BVG-Eintrittsschwelle liegen 
(aktuell 21 330 Franken). Ver-
mögen über 100 000 Franken 
(Ehepaare 200 000 Franken) 
müssen zunächst aufgebraucht 
werden. Für die Behandlung 
von An trägen sind die kanto-
nalen  Ausgleichskassen zu-
ständig. (jk)

Reise als Risikogebiet eingestuft 
worden war, und Sie deshalb in 
Quarantäne müssen.

Lohnfortzahlung erhalten Sie, 
� wenn Sie während der Quaran-
täne im Homeoffi ce arbeiten.
� wenn Sie ärztlich krank ge-
schrieben werden – sei dies nun, 
weil sich tatsächlich eine Corona-
Erkrankung entwickelt, oder aus 
einem anderen Grund.

Erwerbsersatz erhalten Sie,
� wenn die Quarantäne ärztlich 
oder behördlich verfügt worden ist.
� wenn Sie nach einem Ferienauf-
enthalt aus einem Land heimkeh-

ren, das erst nach Ihrer Abreise 
zum Risikogebiet erklärt wurde, 
und Ihnen die Quarantäne behörd-
lich zur Pfl icht gemacht wird.

Möglicherweise bezahlt Ih-
nen Ihre Firma den Lohn während 
der Quarantäne in voller Höhe wei-
ter. Dann hat sie den Erwerbs-
ersatz an Ihrer Stelle zugute. 
 Andernfalls müssen Sie diesen bei 
Ihrer Ausgleichskasse selber be-
antragen. Er beträgt 80 Prozent 
des AHV-pfl ichtigen Einkommens, 
höchstens aber 196 Franken pro 
Tag während maximal 10 Tagen. 

Die Adresse Ihrer kantonalen 
Ausgleichskasse fi nden Sie hier: 
rebrand.ly/ausgleichskassen.

Wie Sie bei Kurzarbeit fi nanziell gestellt sind, 
 welche abweichenden Regeln in Coronazeiten 
 gelten und in welchen Fällen Sie bei Quarantäne 
für Ihren Erwerbsausfall entschädigt werden.

ERZWUNGENE PAUSE: Der vom Bundesrat neu      verfügte Lockdown hat für viele Angestellte Kurzarbeit zur Folge. FOTO: GETTY

GUTER RAT
Die Unia führt auf Ihrer Website 
ein laufend aktualisiertes Dossier 
mit häufi gen Fragestellungen rund 
ums Thema Arbeitswelt und 
 Coronavirus. Der direkte Link:
www.unia.ch/corona.

WORKTIPP

David Aeby 
von der Unia-Rechtsabteilung
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

 Das 
offene 

Ohr

Nur bei verordneter
Quarantäne erhalten
Sie Erwerbsersatz.

Netto kostet die
Abgabe dieses Jahr
285 Franken.

Die tiefsten Einkommen
sind bei Kurzarbeit
jetzt bessergestellt.

Pause: Ich darf in 
den 15-Minuten-
Pausen das Waren-
haus nicht  verlassen. 
Muss die Firma 
diese Zeit bezahlen?
Ich arbeite als Verkäufer in einem 
 grossen Warenhaus. Der Arbeitsver-
trag sieht am Morgen und am Nach-
mittag eine nicht bezahlte Pause von 
je 15 Minuten vor. Das Verlassen des 
Gebäudes während der beiden Pausen 
ist nicht gestattet. Es steht den Mitar-
beitenden aber ein Personalrestaurant 
und zusätzlich ein grosser Pausenraum 
zur Verfügung. Nach meiner Auffas-
sung müsste die Firma diese Pausen 
entschädigen, wenn man das Arbeits-
gebäude nicht verlassen darf. Liege 
ich mit meiner Auffassung richtig?

DAVID AEBY: Nein, leider nicht. Nach 
 Arbeitsgesetz gelten die Pausen nur 
dann als bezahlte Arbeitszeit, wenn die 
Arbeitnehmenden ihren Arbeitsplatz 
nicht verlassen dürfen. Als Arbeitsplatz 
gilt dabei jeder Ort im Betrieb oder 
 ausserhalb des Betriebes, an dem sich 

die Arbeitnehmen-
den zur Ausfüh-
rung der ihnen 
 zugewiesenen 
 Arbeit aufzuhalten 
haben. Als 
 Arbeitsplatz gilt 
also der konkrete 
Ort, an dem Sie 
arbeiten. Wird die 
 Arbeitspause aber 
in einem speziell 
dafür vorgese-
henen Raum ver-

bracht, so gilt dies nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichts als Verlassen 
des Arbeitsplatzes. Auch dann, wenn 
sich der Pausenraum im selben Gebäu-
de wie der Arbeitsplatz befi ndet. Pausen 
innerhalb des Firmengebäudes gelten 
nur dann als bezahlte Arbeitszeit, wenn 
dies im Gesamtarbeitsvertrag oder im 
Einzelarbeitsvertrag so vorgesehen ist.

Kündigung: Kann 
ich die berufl iche 
Vorsorge weiter-
führen?
Meine Firma leidet stark unter der 
 Coronakrise. Einige meiner Kollegin-
nen und Kollegen haben bereits die 
Stelle verloren. Ich befürchte, dass ich 
demnächst die Kündigung erhalten 
werde. Mit meinen 60 Jahren und ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen 
werde ich wohl nicht so einfach eine 
neue Stelle fi nden. Falls ich keinen 
neuen Job bekommen sollte, kann ich 
wenigstens die berufl iche Vorsorge 
weiterführen?

DAVID AEBY: Ja, auf der Grundlage des 
neu geschaffenen Artikels 47 a des 
Bundesgesetzes über die berufl iche 
Vorsorge, der ab dem 1. Januar 2021 
gilt. Wird Arbeitnehmenden nach vollen-
detem 58. Altersjahr gekündigt, können 
sie bei der bisherigen Vorsorgeeinrich-
tung bleiben und von der Weiterver-
sicherung im bisherigen Umfang pro-
fi tieren. Zu beachten bleibt natürlich, 
dass bei der Weiterführung der beruf-
lichen Vorsorge die Beiträge selbst 
 bezahlt werden müssen.
Früher konnte die berufl iche Vorsorge 
bei der bisherigen Pensionskasse nur 
dann weitergeführt werden, wenn dies 
auf freiwilliger Basis im Reglement der 
Pensionskasse so vorgesehen war. 
Meistens waren die Konditionen nicht 
vorteilhaft. In vielen Fällen war eine 
Weiterversicherung gar nicht möglich. 
Dann sind die Personen durch die Kün-
digung des Arbeitsverhältnisses auto-
matisch aus der Vorsorgeeinrichtung 
ausgeschieden. 

KAFFEEPAUSE: Gibt’s 
einen Pausenraum, 
muss die Firma nicht 
bezahlen. FOTO: ISTOCK
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DEN PREIS, 200 Franken in Reka-Checks,  
hat gewonnen: Reinhard Döring, Schaffhausen.
Herzlichen Glückwunsch!
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ZUVERSICHT

Auflösung

Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach 272, 3000 Bern 15, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 29. Januar 2021

workrätsel        Gewinnen Sie eine Hotelübernachtung

INSERAT

LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 21 
Das Lösungswort lautete: ZUVERSICHT

Sonne tanken, im Sole-
Whirlpool entspannen und 
sich kulinarisch verwöhnen 
lassen: Die mit Abstand beste 
Zeit des Winters geniessen  
Sie bei uns in Grindelwald, 
1000 Meter über dem Alltag. 
www.belvedere-grindelwald.ch 

2O21Happy 
New Year

Sicherheit. Respekt. Solidarität.   
«Wie wichtig diese Grundwerte für unser aller Wohlergehen sind,  
zeigt sich in der Pandemie mehr denn je. Und: Gute Arbeit und  
soziale Sicherheit müssen immer wieder aufs Neue erkämpft 
werden. Führen wir diesen Kampf gemeinsam – vielen Dank  
für euer Engagement!» 

Vania Alleva, Unia-Präsidentin 
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Wau! Schnee!
WANN 3. Dezember 2020
WO Rieden SG
WAS Hund Stella im Schnee
Eingesandt von Silvia Schmucki, Rieden SG

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 21 / 18. 12. 2020: «SCHREIBEN IST VIEL
BESSER, ALS ICH ES MIR VORGESTELLT HABE»

Solche Menschen 
braucht das Land
Solche Leute tun unserem Land gut: Menschen, 
die beide Füsse am Boden haben und trotzdem 
den Kopf zu gebrauchen wissen.

STEPHAN GRIEDER, VIA FACEBOOK

Ein richtiger 
Aufsteller 
Das Interview mit Pedro Lenz habe ich sehr 
gerne gelesen, ein richtiger Aufsteller inmitten 
so vieler schlechter Nachrichten. Es tut mir 
sehr leid, dass jetzt der «Super-GAU» eingetrof-
fen ist und die Buchläden schliessen müssen.

VINCENZ BRUNI, PER MAIL

WORK 21 / 18. 12. 2020: BELEGSCHAFT VON
GENERAL ELECTRIC ZU ALLEM BEREIT

GE nur auf Steuer-
vorteil bedacht
Vor 40 Jahren wurde die Autoreifenfabrik 
Firestone geschlossen. Von einem auf den 
anderen Tag wurden 600 Arbeitnehmende 
auf die Strasse gestellt, und ein Aufschrei 
ging durchs ganze Land. Die Belegschaft 
erarbeitete einen Sanierungsplan, welcher 
der Konzernleitung von der extra nach 
 Amerika gereisten Arbeitervertretung unter-
breitetet wurde. Der Plan wurde von den 
Amerikanern gelobt, aber nicht umgesetzt. 
Im Fall General Electric hat die Regierung des 
Kantons Aargau sich bereit erklärt zu ver-
mitteln, aber die Erfolgschancen sind klein. 
Es ist ein weiteres Beispiel für das unsoziale 
Verhalten der Grosskonzerne, die nur auf 
steuerliche Vorteile bedacht sind.

PETER LAMM, VIA WORKZEITUNG.CH

Einfach eine 
Schande
Es ist einfach eine Schande, wie da hoch-
bezahlte Manager ehemalige Top-Firmen ein-
fach vernichten. 

PETER GERBER, VIA FACEBOOK

Sie waschen ihre 
Hände in Unschuld
Und was machen die Politiker? Wieder ein-
mal nichts! Brauchen sie auch nicht, wenn 
sie im Jahr 250 000 Franken einstecken, unter 
den Motto: ich wasche meine Hände in 
Unschuld …

GÜNTER SOTTOLASCH, VIA FACEBOOK

WORK 21 / 18. 12. 2020: HUMOR IST, WENN WIR
TROTZDEM LACHEN. WIR CORONA-TIERCHEN

Auch mal 
schmunzeln
Die Corona-Berichterstattung von work ist 
seit Beginn der Pandemie breit: gesundheit-
liche Aspekte, ökonomische Auswirkungen 
gerade auch für die Lohnabhängigen und 
Selbständigen, die politischen Kämpfe hinter 
den Kulissen. Alles sehr fundiert und mit dem 
Fokus auf die Menschen, nicht auf die Kapi-
talinteressen. Das gefällt mir sehr. Danke 
dafür. 
Aber besonders gut gefallen hat mir in der 
letzten Ausgabe des ersten Corona-Jahres die 
Seite mit den Covid-Zeichnungen. Wir hatten 
im vergangenen Jahr wenig zu lachen, und 
wir werden auch die kommenden Wochen 
und Monate wenig zu lachen haben. Die Lage 
ist ernst, für viel zu viele sogar todernst. 
Umso wichtiger ist es, wenigstens ab und zu 
ein bisschen zu schmunzeln.

DOROTHEA BADER, PER MAIL

Corona-Karikatu-
ren: Darf man das?
Auf dem Titelblatt und auf einer ganzen Seite 
veröffentlicht work Karikaturen zum Thema 
Corona. Jener Pandemie, die alles andere als 
lustig ist. Im ersten Moment habe ich gedacht: 
«Darf man das?» Dann habe ich mir die Bilder 
genau angesehen und bin zum Schluss gekom-
men: So, wie der Zeichner das gemacht hat, 
unbedingt. Denn er macht sich nicht lustig 
über die Pandemie als solche oder über ihre 
Opfer, sondern nimmt «uns alle» selbstironisch 
auf die Schippe. Und ganz ehrlich: Wer sich 
nicht bei wenigstens einem der Bilder auch ein 
bisschen selber erkannt hat, hat wohl nicht 
wirklich genau hingeschaut.

ERNST LENZ, PER MAIL

WORK 21 / 18. 12. 2020: 
HOHE ZEIT FÜRS BACKEN IM ADVENT

Danke an alle, die 
da sind, ohne dass 
man sie bemerkt!
Eine Gelegenheit, allen zu danken, die täglich 
für andere da sind, ohne dass man sie bemerkt: 
Bäckerinnen und Köchen, Chauffeuren und 
Chauffeusen, Bähnlern und Hafenarbeiterin-
nen …, die Liste könnte noch beliebig verlängert 
werden: Sie ermöglichen uns den bequemen 
Alltag. Nicht vergessen: die Gewerkschaftsfunk-
tionärinnen und -funktionäre, die ihr Bestes 
geben, um den Berufsleuten ihren Arbeitsalltag 
möglichst erträglich zu machen.

STEPHAN GRIEDER, VIA FACEBOOK

 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung und Ihre Erfahrungen interessieren 
uns. Schreiben Sie per E-Mail an 
redaktion@workzeitung.ch oder an 
work Redaktion Leserbriefe, Gewerkschaft Unia, 
Weltpoststrasse 20, 3000 Bern

1. Dudin I: 
Wie lautet die männliche 
Form von  Coiffeuse?
a) Coiffi st?
b) Coiffar?
c) Coiffeur?
d) Coiffer?

2. Dudin II: 
Wie heisst die männliche Form 
von Schwein?
a) Schweino?
b) Schweiner?
c) Schweinz?
d) Eber?

3. Dudin III: 
Wie lautet die männliche Form 
von Fliege?
a) Flieger?
b) Fliege?
c) Flieg?
d) Fleuger?

4. Duden IV: 
Wie lautet die männliche Form 
von Team-Assistentin? 
a) Teamer-Assistent?
b) Team-Assistenter?
c) Team*-Assisi?
d) Team-Assistent?
Die Antworten fi nden Sie in dieser work-
Ausgabe – oder, indem Sie sich 
oder die Zeitung auf den Kopf stellen!

workquiz
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1c; 2d; 3b; 4dLösungen:

Wie gut
sind Sie?



Vorname/Name
 
Strasse
 
PLZ/Ort
 
Telefon/E-Mail

work, Abodienst, Postfach 272, 3000 Bern 15. www.workzeitung.ch

Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

WORKIMPRESSUM work ist die Zeitung der Gewerkschaft  Herausgeberin work, Gewerkschaft Unia  Verlag und  
Redaktion Weltpoststrasse 20, 3000 Bern  Postadresse Postfach 272, 3000 Bern 15  Telefon Verlag und Redaktion 
031 350 24 18  E-Mail Verlag verlag@workzeitung.ch  E-Mail Redaktion redaktion@workzeitung.ch  Internet  
www.workzeitung.ch  Redaktion Marie-Josée Kuhn (Chefredaktorin), mariejoseekuhn@workzeitung.ch; Anne-Sophie Zbinden 
(Stv. Chefredaktorin, Produzentin), annesophiezbinden@workzeitung.ch; Christian Egg, christianegg@workzeitung.ch;  
Ralph Hug, ralphhug@workzeitung.ch; Jonas Komposch, jonaskomposch@workzeitung.ch; Patricia D’Incau,  
patriciadincau@workzeitung.ch  Mitarbeit an dieser Nummer Katrin Bärtschi, Peter Bodenmann, Oliver Fahrni, Dore Heim, 
Martin Jakob, Andreas Rieger, Clemens Studer, Johannes Supe, Jean Ziegler.  Gestaltung/Layout  
Nina Seiler, ninaseiler@workzeitung.ch; Silvia Aeschbach, silviaaeschbach@workzeitung.ch  Korrektorat Urs Remund,  
ursremund@workzeitung.ch  Sekretariat Mirka Grossenbacher (Mo–Mi, Fr), verlag@workzeitung.ch   
Anzeigenmarketing Mirka Grossenbacher, Telefon 031 350 24 18, anzeigen@workzeitung.ch  Druck CH Media Print AG,  
Im Feld 6, 9015 St. Gallen  Abonnement Jahresabonnement (21 Ausgaben) Fr. 36.–, Einzelpreis Fr. 2.80, Euro 2.–   
Abodienst Unia-Mitglieder: Bitte wenden Sie sich an die zuständige Unia-Sektion. Übrige Abonnenten: Mo–Fr 9–11.30 Uhr, 
Telefon 031 350 24 18, abo@workzeitung.ch  Auflage 74 963 inkl. Beilagen für alle Mitglieder der Gewerkschaft Unia.

Fotograf Matthias Luggen rückt 
Menschen ins rechte Licht

«Plötzlich 
hast du das 
Bild!»
In ein gutes Bild investiert Fotograf 
Matthias Luggen viel Zeit und 
Herzblut. Und dreht dafür auch mal 
eine Extrarunde auf dem Spielplatz 
oder im Wald.
PATRICIA D’INCAU | FOTOS SEVERIN NOWACKI

Seit bald drei Jahren fotografiert Matthias 
Luggen (54) für work. Für diese Ausgabe steht 
er ausnahmsweise nicht hinter der Kamera. 
Sondern davor. Wie er das findet? Luggen 
lacht: «Meistens fühlen sich die Leute etwas 
unwohl. Ich verstehe das.» Er empfehle es 
aber jeder Fotografin und jedem Fotografen, 
ab und zu die Seite zu wechseln. «Dann 
kannst du dich besser in die Menschen hin-
einversetzen.» 

Das ist es auch, was Luggen interessiert: 
Menschen und ihre Geschichten. Sie bleiben 
in seinem Gedächtnis hängen. Noch heute er-
innert er sich zum Beispiel an Lydia Veyard*, 
die ihre Stelle verlor, weil sie Mutter wurde. 
Für work porträtierte Luggen sie mit ihrem 
Kind. Er sagt: «Die Gesichter durften nicht zu 
sehen sein. Trotzdem wollte ich, dass das 
Foto diese Verbundenheit ausstrahlt.» Also 
ging er mit den beiden zuerst auf den Spiel-
platz, danach in den Wald spazieren, «und 
plötzlich hatten wir dieses Bild». Für Luggen 
ist klar: «Diese Zeit musst du dir einfach  
nehmen.» 

ÜBER UMWEGE. Viel Zeit verging auch, bis 
Luggen das Fotografieren zu seinem Haupt-
beruf machte. Erst mit 46 wagte er diesen 
Schritt. Er sagt: «Es war immer mein Ziel, 
aber mit vier Kindern kannst du nicht ein-
fach alles hinwerfen und sagen: Ich bin jetzt 
Fotograf.» Plötzlich sei ihm dann aber klar ge-
worden: «Jetzt muss ich das machen. Sonst 
ist es zu spät.» 

Das war für Luggen dann auch die Erfül-
lung eines Bubentraums. Schon mit 13 hatte 
er sich seine erste Kamera gekauft, eine 
Minolta. Von seinem allerersten Lohn, den er 
sich mit WC-Putzen und Rasenmähen auf 
dem Campingplatz verdiente. Von der Pike 
auf brachte er sich das Fotografieren selber 
bei, doch lange blieb es beim Hobby. Und als 
Luggen mit 21 zum ersten Mal Vater wurde, 
verschoben sich die Prioritäten ohnehin. 

Um Geld zu verdienen jobbte er auf 
dem Bau und in einer Schreinerei. Das Geo-
graphiestudium hängte er an den Nagel. Und 
schliesslich machte er eine Ausbildung zum 
Sozialarbeiter. «Aber eigentlich hätte ich lie-
ber das GAF gemacht, eine alternative Foto-
ausbildung der ‹Gruppe autodidaktischer Fo-
tografen›.» Doch das lag einfach nicht drin. 
Also sagte sich Luggen: «Jetzt arbeitest du je-
den Tag eine Stunde an der Fotografie. Und 
das ist dann deine Lehre.» Genauso hat er es 
gemacht. Mehr als 15 Jahre lang. 

UNSICHTBARE ARBEIT. Seit 2012 ist Luggen 
nun selbständig und hat sich eine Stamm-

kundschaft aufgebaut. Dazu ge-
hören neben work etwa das 
«Grosseltern»-Magazin, die Stif-
tung für Konsumentenschutz 
und das Berner Strassenfestival 
Buskers. Trotzdem arbeitet er 
auch noch in einer Teilzeitstelle 
im Marketing. Denn: vom Foto-
grafieren alleine lässt es sich 
heute nur schwer leben. Im Coro-
najahr hat sich Luggens Jahres-
umsatz halbiert und beträgt 
jetzt noch 30 000 Franken. «Die 
Auftragslage ist total eingebro-
chen.» Eine Jobabsage reut ihn 
besonders: «Ich hätte den Astro-
nauten Claude Nicollier porträ-
tieren dürfen. Weil er zur Risiko-
gruppe gehörte, war das dann 
nicht möglich.»

Aber auch ohne Corona ist 
die Branche ein hartes Pflaster: 
Immer mehr Redaktionen spa-
ren bei den Bildern. Der Kreis der 
Auftraggeberinnen wird kleiner, 
der Preisdruck nimmt zu. Und 
dann gebe es noch jene «Spezia-
listen», die am liebsten gar nichts 
bezahlen wollten, sondern ihm 
sagten: «Wir schreiben dann dei-
nen Namen unter das Bild.» Das 
regt den sonst so sanftmütigen 
Walliser gehörig auf. «Unsere Arbeit ist doch 
nicht gratis!» 

Und es ist viel Arbeit, die in einem ein-
zigen Bild steckt. Am Anfang steht meistens 
ein Telefon: «Wenn ein Auftraggeber anruft, 
muss ich zuerst genau erfragen, was er-
wünscht ist.» Dann sammelt Luggen erste 
Umsetzungsideen. Und wenn immer mög-
lich, besucht er schon im voraus den Ort, an 
dem der Fototermin schliesslich stattfinden 
wird. Besonders wichtig beim Fotografieren 
sei das richtige Licht. Und dass sich die Men-
schen vor der Kamera wohl fühlten. Luggen 
beobachtet sie schon, während er noch sein 
Equipment aufbaut. «Oft fällt mir da plötz-
lich etwas auf: eine bestimmte Bewegung, 
ein Gesichtsausdruck. Damit arbeite ich 
dann.» 

«Uh sträng» findet es Luggen vor allem, 
aus mehreren Hundert Bildern eine Hand-
voll auszuwählen, die er dann an die Auftrag-
geberin schickt. Das macht er am Computer 
in seinem Schlafzimmer. «Nicht gerade sehr 
Feng-Shui», sagt er schmunzelnd.

 
KEIN SCHNICKSCHNACK. Am liebsten wäre 
Luggen sowieso immer unterwegs. «Die Ar-
beit am Computer mag ich nicht», sagt er. 
Aber die gehöre halt auch zum Beruf dazu. 
Genauso wie Versicherungen und Altersvor-
sorge abrechnen oder die eigenen Webauf-
tritte pflegen. «In mein Instagram-Profil etwa 
investiere ich relativ viel Zeit. Solche Plattfor-
men sind halt auch Visitenkarten», erklärt 
Luggen. «Und natürlich informiere ich mich 
dauernd, was fotografisch gerade so läuft.» 

Das heisst auch, die eigene Ausrüstung à jour 
zu halten. Doch während andere einen riesi-
gen Materialpark haben, ist Luggen minima-
listisch unterwegs: eine kleine Leica-Kamera, 
die er immer bei sich trägt. Dazu eine Ka-
mera für Auftragsarbeiten. Drei Objektive (ei-
nes davon von 1987) plus zwei unterschied-
lich grosse Blitzanlagen – das ist schon fast 
alles. 

Kaufen tut er meistens Occasion. Denn 
auch als Profi müsse man nicht immer das 
Neuste haben, findet Luggen. «Wichtiger ist, 
dass dir das Equipment passt. Du musst es 
gerne in der Hand haben und wissen, welche 
Knöpfe wo sind.»

Und was braucht es sonst noch so im Be-
ruf? «Eine gute Fitness», empfiehlt Luggen. 
Aber vor allem auch: «Viel Neugierde!» 

MATTHIAS LUGGEN: 

DER «ROTE» 
WALLISER
Für Matthias Luggen 
(*1967) ist die 
Fotografie nicht nur 
Beruf, sondern auch 
Hobby. Wenn er nicht 
gerade für einen 
Auftrag unterwegs ist, 
dann für eines seiner 
eigenen Projekte. 
Zuletzt hat er für eine 
Serie über 25 Men-
schen besucht, ihnen 
im Badezimmer ins 
«Spiegelschäftli» 
geschaut und dessen 
Inhalt fotografiert. 
«Ich wollte verschie-
dene soziale Schich-
ten zeigen», erklärt 
Luggen. Vom Jugend
lichen mit unklarem 
Aufenthaltsstatus bis 
zum Bauern ist alles 
dabei. Nur ein «so 
richtig Reicher» würde 
bisher fehlen. «Den 
hätte ich gerne noch!» 
sagt Luggen.
 
KEIN ZUFALL. Dass 
er sich für soziale 
Hintergründe interes-
siet, ist kein Zufall: 
Luggens Vater war 
Eisenbahner, aktiver 
SEV-Gewerkschafter 
und SP-Grossrat. 
Zusammen mit 
bekannten Figuren 
wie Peter Bodenmann 
gehörte er zum 
illustren Kreis der 
Linken. Ausgerechnet 
in der CVP-Hochburg 
Wallis! Im Skiclub 
sagte man ihm: «Ah, 
da kommt der Sohn 
des Sozialisten!» 
Trotzdem sei ihm aus 
dieser Zeit vor allem 
Gutes in Erinnerung 
geblieben: «Einmal 
haben wir uns zu 
sechst in einen Ford 
Anglia gequetscht, 
sind ins Goms gefah-
ren und haben dort in 
einer Nacht-und-
Nebel-Aktion an den 
Ställen SP-Wahlpla-
kate aufgehängt», 
lacht Luggen. 

WAHL-BERNER. Seit 
21 Jahren wohnt er 
mittlerweile in Bern. 
Zusammen mit seiner 
Frau und dem jüngs-
ten Sohn Basil (18). 
2019 machte Luggen 
als Fotograf rund 
60 000 Franken 
Jahresumsatz.

BESCHEIDEN: 
Fotograf Matthias 
Luggen arbeitet mit 
einer kleinen, aber 
sorgfältig ausgewähl-
ten Ausrüstung. * Name geändert

18 worktag 22. Januar 2021� Fotograf
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